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Liebe Leserinnen und Leser, 

 die Debatte in der Friedensbewegung

ist nach wie vor stark geprägt durch die

Auseinandersetzungen  um  die  Person

des  US-Präsidenten Donald  Trump und

die Konturen seiner Politik. Mit dem Bau

einer  Mauer  zu  mexikanischen  Grenze

zwecks brutaler  Abwehr  von Migranten,

mehr  Abschiebungen  von  illegal  in  den

USA lebenden Mexikanern,  Einreisever-

bote für Menschen aus Terrorismus-ver-

dächtigen Ländern sorgt er für Schlagzei-

len. Denkwürdig ist hierzu ein kürzlicher

Kommentar  des  italienischen  Philoso-

phen  Diego  Fusaro,  der  von  einem

scheinheiligen  Dissens  gegen  Trump

schrieb,  indem  nicht  das  skandalöse

System, sondern nur die Präsenz eines

einzigen  Mannes  angeprangert  werde,

wobei  er  auf  Parallelen zur Berlusconis

Zeiten in Italien verweist. 

 Das heißt: Hierzulande wird leider der

Blick  dafür  verstellt,  dass  vor  allem die

Politik  der  EU  und  der  deutschen

Bundesregierung  angeprangert  werden

muss, denn hierbei geht es nicht um An-

kündigungen wie bei Donald Trump, son-

dern  um  eine  menschenverachtende

politische Praxis unter Federführung von

Angela  Merkel.  In den Beiträgen dieser

Ausgabe  des  Friedensjournals  behan-

deln wir die Verwerfungen aus der Terro-

rismusdebatte,  dem  aktuellen  Diskurs

über Flüchtlinge und den gemeinsamen

Ursachen,  die  in  der  Verweigerung von

globaler sozialer Gerechtigkeit liegen. 

 Den  Einstieg  dazu  liefert  Conrad

Schuhler über den Zusammenhang von

dem, was man als Terrorismus bezeich-

net  und  dem  offenen  und  verdeckten

Krieg  gegen  Länder  des  globalen

Südens. 

 Werner Rufs Beitrag knüpft daran an,

indem er den in seiner jüngsten Buchver-

öffentlichung behandelten Charakter des

„Islamischen Staates“ kommentiert.  Sei-

ne Frage ist: Was treibt junge Männer im

Maghreb und im Nahen Osten dazu, sich

dem  jihadistischen  Terror  anzuschlie-

ßen? Auch aus dieser Perspektive erge-

ben sich ähnliche Antworten wie bei Con-

rad Schuhler.

Der Beitrag von Ernst Wolff befasst sich

mit  der  relativen  Kontinuität  der  US-

Unterstützung  von  Saudi-Arabien,  die

sich aktuell  auch  daran  zeigt,  dass  bei

den Einreiseverboten für Muslime in die

USA  neben  einigen  anderen  Staaten

ausgerechnet  Saudi-Arabien ausgenom-

men sind. 

 Joachim  Guilliard  analysiert  den  tat-

sächlichen  Zusammenhang  zwischen

Rüstungsexporten  und  Fluchtbewegun-

gen,  vor  allem  unter  Berücksichtigung

der Kleinwaffen und der zugehörigen Mu-

nition.  Seine  Analyse  belegt,  dass  tat-

sächlich – mit einer Zeitverzögerung von

zwei Jahren – die Zunahme der Waffen-

exporte  zu  verstärkten  Fluchtbewegun-

gen führt. Aktuelle Berichte aus der Kur-

denregion im Irak belegen zudem, dass

deutsche  Waffen  für  ethnische  Säube-

rungen eingesetzt werden. 

 Zu  den  häufigsten  Themen  des

Friedensjournals, d.h. seit 2002, gehören

Berichte über Afghanistan. Ernst-Ludwig

Iskenius,  Arzt,  IPPNW-Mitglied und Mit-

gründer einer psychosozialen Anlaufstel-

le  für  traumatisierte  Flüchtlinge,  kennt

aus  seiner  langjährigen  Tätigkeit  sehr

viele  Einzelschicksale  von  Flüchtlingen.

Die Art und Weise, mit der in der letzten

Zeit  seitens  der  Bundesregierung  ver-

sucht wird, Flüchtlinge nach Afghanistan

abzuschieben, hat ihn zu einen offenen

Brief veranlasst, den wir in dieser Ausga-

be  in  gekürzter  Form  abdrucken.  Sein

Beitrag zeigt die erschreckenden Ausma-

ße  von  Zynismus  und  Menschenver-

achtung  seitens  der  Bundesregierung

und der ihnen unterstellten Behörden im

Umgang mit Flüchtlingen, speziell für das

Herkunftsland Afghanistan.

 Die genannten Themen sind auch bei

den  zahlreichen  Ostermarsch-Aufrufen

dieses Jahres präsent. Diese beinhalten

Forderungen wie 

-  Stopp  aller  Auslandseinsätze  der

Bundeswehr

- Stopp aller Rüstungsexporte

-  Verzicht  auf  atomare  Teilhabe

Deutschlands

-  Stopp  der  Abschottungspolitik  „Fes-

tung  Europa“  und  den  Abschiebungen

von Geflüchteten in Kriegsgebiete

-  Stopp der  Drohkulisse durch NATO-

Manöver und Truppenstationierungen an

der Westgrenze Russlands.

Diese und andere Forderungen müssen

wir  bei den Ostermärschen und weiteren

Anlässen  im  Laufe  dieses  Jahres  (z.B.

G20-Gipfel)  auf  die  Straße bringen und

auch im Bundestagswahlkampf themati-

sieren.
Die Redaktion
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Was hat Terrorismus mit globaler sozialer Gerechtigkeit zu tun?
von Conrad Schuhler, ISW München

Der Beitrag ist die redaktionell leicht
gekürzte und bearbeitete Fassung 
seines Vortrages beim Kasseler 
Friedensratschlag vom 4.12.2016.

Eduardo  Galeano  hat  in  seiner
Schrift „Die offenen Adern Lateinameri-
kas“ vor fast 50 Jahren die Frage ge-
stellt,  was  eigentlich die  internationale
Arbeitsteilung  sei.  „Die  internationale
Arbeitsteilung besteht darin“, gab er zur
Antwort,  „  dass einige Länder sich im
Gewinnen und andere sich im Verlieren
spezialisieren.“  Es  ist  der  sogenannte
Norden,  die  westlich-kapitalistische
Welt,  mittlerweile  ergänzt  durch
Schwellenländer wie China, die sich auf
das  Gewinnen  spezialisieren.  Es  sind
die armen Länder des Südens, die die
Spezialisten im Verlieren sind.

Das hat aber in beiden Fällen nichts
mit angeborenen Vorzügen oder Nach-
teilen zu tun. Es hat zu tun mit Macht,
mit militärischer Macht, mit Kriegen und
mit  ökonomischen  Unterwerfungsver-
fahren,  mit  denen  der  Norden  den
Süden  unterwirft.  Es  ist  die  Bundes-
regierung,  die  feststellt,  Deutschland
profitiert von dem globalen Gefüge, wie
es heute besteht, am meisten, und es
wird  dieses Gefüge dort,  wo geboten,
mit  allen Mitteln,  wenn nötig auch mit
militärischen aufrechterhalten.

Zum Gegenstück, zum Terrorismus,
sagte Jürgen Todenhöfer, nach seinen
zehn Tagen beim IS: 

„Terroristen verstehen ihre Anschlä-
ge als berechtigte Antwort auf die ag-
gressiv ausbeuterische Politik der USA,
die  ihre  Länder  als  amerikanische
Tankstellen betrachten.“

Das Anschwellen von Terror
und Krieg

Tatsächlich nimmt der  Terrorismus
global  rasch  zu.  Er  wird  definiert  als
„der angedrohte oder tatsächliche Ge-
brauch von illegaler Gewalt durch nicht-
staatliche Akteure,  um politische,  wirt-
schaftliche, religiöse oder soziale Ziele
durch Furcht, Zwang oder Einschüchte-
rung zu erreichen“ ( so die Definition im
Global  Terrorism Index).  Entscheiden-
de  Definitionsmerkmale  sind:  es  sind
nicht-staatliche  Akteure,  die  illegale
Gewalt  ausüben.  Wird  solche  Gewalt

von  staatlichen  Stellen  ausgeübt,  gilt
sie  nicht  als  „Terror“,  sondern  als
„Krieg“. Beide Arten, Terror und Krieg,
werden im Global Peace Index erfasst.
Der globale Friedenszustand ist dabei,
sich  erheblich  zu  verschlechtern.  Die
Zahl der Terrortoten hat sich von 2008
bis 2015 von 8.500 auf 32.700 fast ver-
vierfacht; die Zahl der Kriegstoten von
19.600  auf  101.400  mehr  als  verfün-
ffacht. Kriege sind, betrachten wir  den
Friedenszustand der Welt nach Zahlen,
das  größere  Problem  als  der  Terror.
Das eigentliche Problem zeigt sich aber
in  dem  ursächlichen  Zusammenhang:
mehr Kriege, ob im Namen von Demo-
kratie, Menschenrechten oder Freihan-
del und Sicherung der globalen Struktur
von Oben und Unten, führen zu mehr
Terror.

Wo findet der Terror statt? 

Die höchste Terrorintensität weisen
seit  Jahren  fünf  Länder  auf,  in  denen
2015  78  %  aller  terroristischen  An-
schläge  stattfanden:  Irak,  Nigeria,
Afghanistan, Pakistan und Syrien. Über
die  Hälfte  aller  Anschläge  gehen  auf
das Konto von Boko Haram (v.a. Nige-
ria) und IS (v.a. Naher/Mittlerer Osten).
Der  Westen war  bis  zum letzten  Jahr
weitgehend verschont geblieben. 2015
stand Großbritannien auf Rang 28 des
Terror-Indexes,  Griechenland  auf  29,
die  USA  auf  36,  Frankreich  auf  37,
Deutschland auf Nr. 53.

In den letzten Jahren weist fast jede
Region der Erde eine Zunahme an Ter-
ror auf.  Die Zahl  der Länder  mit  über
500  Terrortoten  stieg  von  2013  auf
2014 von fünf auf elf. Die Zahl der Län-
der, die keinerlei terroristische Vorfälle
meldeten, sank von 49 in 2008 auf 37
in 2016 (von 163 erfassten Ländern).

In Europa und den USA war der An-
stieg des Terrorismus besonders zu be-
obachten.  Gegenüber  dem  Jahrfünft
2006 – 2011 haben sich hier die Toten
durch Terror in den letzten fünf Jahren
weit mehr als verdoppelt.

Die Länder mit der höchsten Terro-
rintensität  gehören  zugleich  zu  den
Hauptherkunftsländern der Flüchtlinge.

Die  Hauptursache  von  Terror  wie
von  Flucht  sind  Kriege  und  soziales

Elend. Syrien, die Nr. 1 auf der Flücht-
lingsliste, steht im Global Peace Index
auf dem letzten Rang, Nr. 163. Syrien
ist  also  das  Land  mit  der  größten
Kriegsverwüstung.  Der  Irak ist  die Nr.
161, Afghanistan 160, Pakistan 153, Ni-
geria 149.

Terrorismus: Ergebnis der 
vom Westen betriebenen 
Globalisierung

Neben  dem  Krieg  hat  der  Terror
eine zweite Mutter, eng mit der ersten
verbunden:  das  soziale  Elend.  Die
Hauptländer  des Terrorismus sind ge-
prägt von Armut,  Hunger  und sozialer
Hoffnungslosigkeit. 

Die  UN  stellen  jährlich  einen  Hu-
man Development Index auf. In diesem
Index  menschlicher  Entwicklung  listen
die UN die Länder auf nach den Kriteri-
en  Lebenserwartung  und  Gesundheit,
Bildung und Pro-Kopf-Einkommen. Un-
ter den 188 Nationen steht Afghanistan
auf Platz 171, Nigeria auf 152, Pakistan
auf 147, Syrien auf 134. Die terrorinten-
sivsten  Länder  gehören  alle  zu  den
Schlusslichtern der  menschlichen Ent-
wicklung.

Eine Nebenbemerkung zur Zukunft
des Terrors: Da es zutrifft, dass Kriege
und Armut der Nährboden des Terroris-
mus sind, werden wir uns auf eine Ter-
ror- (und Flüchtlings-) welle aus Afrika
vorzubereiten haben. Von den 10 Län-
dern  mit  dem  höchsten  Kriegsstatus
zählen  fünf  zu  Afrika  (Libyen,  Sudan,
Zentralafrikanische  Republik,  Somalia,
Süd-Sudan). Und von den 43  Ländern
mit  dem  niedrigsten  Status  der
menschlichen Entwicklung sind 32 afri-
kanische  Länder.  Afrika  –  heute  das
Zuhause des sozialen Elends, morgen
vielleicht  der  Ausgangsort  von  Terror
und von Migration.

Wie die Kriege den Terror 
hervorbringen

Die Länder mit dem höchsten Ter-
ror-Index,  die  zugleich  auch  die  we-
sentlichen  Exportländer  des  Terrors
sind,  sind  allesamt  sogenannte  failed
states,  Staaten,  die  deshalb  fehlge-
schlagen sind, weil  kriegerische Über-
fälle  des  Westens  ihre  staatlichen
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Strukturen  und Apparate  zerschlagen
und ihre Ökonomien ruiniert haben. In
Afghanistan  hatten  die  USA seit  den
80er Jahren die Terror-Organisationen
der Taliban aufgebaut und gegen die
Kabuler  Linksregierung  und  ihre
sowjetischen  Helfer  eingesetzt.  Als
dem Sicherheitsberater von US-Präsi-
dent Carter, Zbigniew Breszinski,  von
der Pariser Zeitschrift Nouvel Observa-
teur  vorgehalten  wurde,  es seien  die
USA gewesen,  die  die  islamistischen
Terrorgruppen erst hochgepäppelt ha-
ben, sagte der:  

„Was  ist  wichtiger  in  der  Weltge-
schichte?  Die  Taliban  oder  der  Zu-
sammenbruch des sowjetischen Impe-
riums?“ 

Den  Aufstieg  von  al  Qaida  fabri-
zierten die USA, weil es sich nach ih-
rer Lesart um ihre Terroristen handel-
te.

Seit 9/11 wurde das Verfahren im
sogenannten „Krieg gegen den Terror“
perfektioniert.  Wie schon  Afghanistan
wurde auch der Irak völkerrechtswidrig
überfallen,  diesmal  von  der  Nato-Alli-
anz  USA  und  Großbritannien  und
weiteren „Willigen“. Aus den Truppen-
offizieren und Geheimdienstleuten des
zerbombten  Saddam-Regimes  setzte
sich die neue Terrororganisation IS zu-
sammen, die bald große Teile von Irak
und Syrien kontrollierte.

Weiter  ging  es  mit  dem  militäri-
schen  Überfall  der  Nato  auf  Libyen.
Gaddafi  wurde  ermordet,  die  staatli-
chen  Strukturen  zerschlagen.  Libyen
wurde zum Rückzugs- und Trainings-
raum Nr. 1 für den IS und weitere Ter-
ror-Organisationen.

Nach demselben Konzept geht der
Westen in Syrien  vor.  Der Schweizer
Friedensforscher Daniele Ganser, Au-
tor des aktuellen Buchs „Illegale Krie-
ge“,  fasst  das  Verfahren  so  zu-
sammen: 

„Die  Angreifer  USA,  Großbritanni-
en,  Frankreich,  Türkei,  Katar  und
Saudi-Arabien  haben  brutale  Banden
trainiert  und  mit  Waffen  ausgerüstet
und  versuchen  seit  2011,  Präsident
Assad zu stürzen, was ihnen aber bis-
her nicht gelungen ist.“

Das ist ihnen zwar nicht gelungen,
aber sie haben wieder Terror-Banden
hochgepäppelt. In dem syrischen Ter-
rorkrieg sind bisher fast 500.000 Men-

schen umgekommen und wurden über
11  Millionen  Menschen  in  die  Flucht
getrieben.

In  dem  „Krieg  gegen  den  Terror“
geht es also nicht gegen den Terror –
der wird vielmehr durch die westlichen
Strategien stark und stärker gemacht –
sondern  es  handelt  sich  um  einen
Kampf um Rohstoffe und globale Vor-
herrschaft.  Dies  hat  die  deutsche
Regierung  schon  frühzeitig  zu  Proto-
koll  gegeben.  In  den  „Verteidigungs-
politischen Richtlinien von 2011“ heißt
es: 

„Freie  Rohstoffe  und  gesicherte
Rohstoffversorgung  sind  für  die
Zukunft  Deutschlands  von  vitaler  Be-
deutung.“ 

Für den Zugang zu Bodenschätzen
und  für  die  Energiesicherheit  ist
Deutschland „bereit,  als Ausdruck na-
tionalen Selbstbehauptungswillens das
gesamte Spektrum einzusetzen,  auch
Streitkräfte“.  An  dieser  Bereitschaft
lässt  es Deutschland in der Tat nicht
fehlen.  Derzeit  führt  die  Bundeswehr
12 Auslandseinsätze durch.

Terrorismus durch globale 
soziale Ungleichheit

Die Ausbeutung des Südens durch
den globalen Kapitalismus ist wesentli-
che Triebfeder des Terrorismus.

In  seinem  aktuellen  Buch (Neben
uns die Sintflut) kennzeichnet Stephan
Lessenich die globale Ausbeutungssi-
tuation mit den Worten:

Der Norden lebt  über  die Verhält-
nisse  des  Südens.  Der  Norden kann
das, weil er über genügend Macht ver-
fügt, um den Süden auszubeuten.

Die vom Kapitalismus verursachten
sozialen Ungerechtigkeiten sind global
höchst ungerecht verteilt und treffen in
erster  Linie  den  Süden.  Das  Durch-
schnittseinkommen  im  Norden  /Wes-
ten beträgt das Dreifache des Weltein-
kommens,  das  Fünffache  des  durch-
schnittlichen Einkommens der Schwel-
len- und Entwicklungsländer, das Fünf-
zehnfache des Einkommens der Men-
schen in Afrika-Subsahara.

Der  Internationale  Währungsfonds
listet  37  fortgeschrittene  Volkswirt-
schaften  (advanced  economies)  auf,
denen er 152 Schwellen- und Entwick-
lungsländer gegenüberstellt. Die 37 In-
dustrieländer stellen 15 % der Weltbe-

völkerung, aber 37 % des Weltsozial-
produkts und 62 % aller Exporte. Die
152 Schwellen-  und  Entwicklungslän-
der kommen auf 85 % der Weltbevöl-
kerung, aber nur auf 57 % des Weltso-
zialprodukts und 38 % der Exporte.

Der Süden wird auf vielfältige Wei-
se um große Teile des von ihm produ-
zierten Mehrwerts gebracht. Industriel-
le  und  landwirtschaftliche  Arbeit  wird
auf ein Lohnniveau am Rande und un-
terhalb  des  Existenzminimums  ge-
drückt.  Mit  „Freihandelsabkommen“
wie den EPAs (Economic Partnership
Agreements) werden die afrikanischen
Märkte für europäisches Geld und Wa-
ren geöffnet. Die radikale Marktöffnung
für EU-Importe soll angeblich ausgegli-
chen  werden  durch  die  Öffnung  des
Zuganges  für  afrikanische  Produkte
zur EU. Doch ist die Wirtschaft Afrikas
dem Wettbewerb  mit  den  Industrie-  ,
Handels- und Agrarmultis der EU na-
türlich  nicht  gewachsen.  Durch  die
EPAs allein  verliert  Afrika  jährlich  20
Milliarden US-Dollar an Exporteinnah-
men.

Zu  den  Knebelungsinstrumenten
gehört auch die vertraglich zugesicher-
te Nutzung von Fischfanggebieten. Die
EU hat mit  16 Ländern in Afrika,  der
Karibik und im Pazifik solche Verträge
abgeschlossen.  Die  EU-Großtrawler
zerstören  die  einheimische Fischerei-
wirtschaft,  wofür  sie  von  der  EU mit
knapp einer Milliarde Euro jährlich sub-
ventioniert wird.

Wenn diese und andere Verfahren
des zivilen  Handels-  und Wirtschafts-
imperialismus  nicht  ausreichen,  dann
lässt der Westen die Waffen sprechen.

Terror durch Migranten in 
Europa

Migranten in Europa  sind - keines-
wegs  alle,  aber  sehr  viele  –  diskri-
miniert, arm und ohne Perspektive. 

Die Geheimdienste sind sich einig:
Je mehr der  IS mit  seinem Kalifat  in
Syrien  und  Irak  in  Bedrängnis  gerät,
desto größer wird die Wahrscheinlich-
keit, dass er in Europa und Nordameri-
ka verstärkt zuschlägt. Auch al Qaida
wird verstärkt mit Terrorakten über das
resonanzstärkste Gebiet Europa-Nord-
amerika herfallen. 

In Europa, sagen die Anti-Terroris-
mus-Spezialisten,  haben die  Terroris-
ten nämlich leichtes Spiel.“Schengen-
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land-Europa“ böte einen relativ leichten
Zugang für Terroristen von Außen und
im Innern gäbe es Migranten-Zonen, in
denen Terroristen leicht unbemerkt Un-
terschlupf und auch lokale Kombattan-
ten finden könnten.

Tatsächlich hat  sich in  Europa ein
terror-affines Umfeld gebildet. Mehr als
30.000 Ausländer  reisten  nach Syrien
und Irak, um den IS in seinem Kampf
zu  unterstützen.  Darunter  waren  Tau-
sende aus Europa. Allein aus Deutsch-
land  sind,  so  der  Verfassungsschutz,
bis Ende 2016 über 780 Personen nach
Syrien und Irak gezogen,  um dort  mit
dem IS zu kämpfen. Für 2015 stellt der
Verfassungsschutz  in  Deutschland
14.120  verfassungsfeindliche  Islamis-
ten, wobei er al Qaida und IS ausdrück-
lich ausnimmt, da für diese keine „ge-
sicherten Zahlen“ vorlägen. Seine Zah-
len beziehen sich vor allem auf „salafis-
tische Bestrebungen“, deren Anhänger-
schaft  in  einem  Jahr  von  7000  auf
8.350 gewachsen sei.

Während  der  Verfassungsschutz
breit  seine  ideologische  Einschätzung
des Islamismus ausführt, verliert er auf
den 318 Seiten  seines Jahresberichts
kein  einziges  Wort  über  die  sozialen
Ursachen von Terror und Gewalt.  Tat-
sächlich sind die Migrantenzonen – wie
auch in Belgien und Frankreich – öko-
nomisch  und  sozial  vom  Mainstream
der deutschen Gesellschaft weithin ab-
gehängt.  Diese  Elendszonen  sind  der
natürliche  Nährboden  für  Ablehnung
und Hass auf den Westen und für die
Solidarisierung  mit  aktiven  antiwestli-
chen Kämpfern.

In der Statistik ist von 3.7 Millionen
sogenannten Drittstaaten-Migranten die
Rede, aus Ländern vor allem des Na-
hen  und  Mittleren  Ostens.  Deren  Be-
nachteiligung zeigt  sich gerade in den
gravierenden Bereichen von Beschäfti-
gung,  Einkommen  und  Armutsgefähr-
dung. Während die Erwerbstätigenquo-
te  der  Bevölkerung  ohne  Migrations-
hintergrund bei 76 % liegt, erreicht sie
bei  den  Drittstaaten-Migranten  nur  56
%.  Vollzeitbeschäftigte  aus  „Drittstaa-
ten“ verdienen rund 10 % weniger  als
die  „ohne  Migrationshintergrund“.  Die
Armutsgefährdung  der  originär  Deut-
schen liegt bei 12,5 %, die der Migran-
ten ist mit 36,1 % um das Dreifache hö-
her.

Diese  schwerwiegenden  ökonomi-
schen und sozialen Nachteile erfahren
die  Migranten,  obwohl  ihr  Niveau  an
Bildung und berufsqualifizierendem Ab-
schluss  über  dem  der  Bevölkerung
ohne Migrationshintergrund liegt. 47 %
der  Personen  aus  Drittstaaten  haben
einen hohen Schulabschluss,  was  nur
34 % der urdeutschen Bevölkerung von
sich sagen können. Beim „höchsten be-
rufsqualifizierenden  Abschluss“  lauten
die Zahlen 32 zu 21 % zugunsten der
Personen aus den Drittstaaten.

Wer von der Bekämpfung der Ursa-
chen  des  Terrors  gerade  in  Deutsch-
land und Europa spricht, der muss vor
allem  die  systematische  Benachteili-
gung  der  Migranten  in  Wirtschaft  und
Gesellschaft bekämpfen. Bei uns leben
fast  5  Millionen  Muslime,  von  denen
mehr  als  jeder  Dritte  armutsgefährdet
ist und denen ihre Qualität als normale,
mit Menschen- und Bürgerrechten aus-
gestattete Staatsbürger zusehends be-
stritten  wird.  Wenn  diese  sogenannte
„Flüchtlingsfrage“  nicht  humanitär  und
solidarisch  gelöst  wird,  dann  wird  der
Terrorismus weiter um sich greifen.

Analog gilt für die globale Ordnung:
Je mehr der Norden über die Verhält-
nisse des Südens lebt und je mehr er
diese ungerechte Weltstruktur mit mili-
tärischen Mitteln erhalten und durchset-
zen will, umso mehr Zulauf werden die
Terrorgruppen erhalten, die als Wider-
standsgruppen  gegen  diesen  Imperia-
lismus auftreten. 

Terrorismus als berechtigte 
Antwort auf die westliche 
Politik ?

Wir haben oben Todenhöfers Beob-
achtung  zitiert,  dass  Terroristen  ihre
Anschläge als berechtigte  Antwort  auf
die  aggressiv  ausbeuterische  Politik
des Westens betrachten. Sind sie
das wirklich, eine berechtigte Re-
aktion?

Wahr ist, dass die Völker Asi-
ens,  Afrikas und Lateinamerikas
die  barbarischen  Raubzüge  des
Westens  nicht  widerstandslos
hingenommen  haben  und  dass
dieser  Widerstand  oft  revolutio-
näre Gewalt gegen die strukturel-
le Gewalt der Imperialisten setz-
te. So begann Mao seinen „Lan-
gen Marsch“ in China, in Latein-
amerika  standen  u.a.  die  Guerilla  um

Castro in Kuba auf und die Sandinisten
in Nicaragua.  In  Afrika erhob sich die
FNL in Algerien und der ANC mit Man-
dela in Südafrika. Für die radikale Lin-
ke, formuliert von Franz Fanon und von
Jean-Paul Sartre, war stets klar: gegen
das mörderische System des Kolonia-
lismus kann nur Gegengewalt helfen.

Entspricht  der  islamistische  Terror
den  Voraussetzungen  revolutionärer
Gewalt, wie sie in der Theorie der Lin-
ken  entwickelt  wurden?  Keineswegs.
Zwar haben wir es in vielen islamischen
und  auch  den  Gast-Gesellschaften  in
Europa  und  Nordamerika  mit  Zustän-
den „struktureller Gewalt“ zu tun, gegen
die  oft  kein  politischer  Protest  hilft.
Doch wäre die Entwicklung von Gegen-
gewalt nur eine ultima ratio, ein letztes
Mittel, wenn folgende Bedingungen er-
füllt  wären:  1)  dass  anders,  durch
politische Aktionen, die unterdrückende
Gewalt nicht beseitigt werden kann; 2)
dass  die  eingesetzte  Gewalt  Aussicht
auf  Erfolg  hat;  und  3),  dass  niemand
Unbeteiligter  zu  Schaden  kommt.  Der
islamistische Terror widerspricht diesen
Grundsätzen.  Er  setzt  gezielt  auf  die
Schädigung  und  Tötung  Unbeteiligter,
um deren politische Repräsentanten zu
Konteraktionen  zu  motivieren,  auf  die
wiederum  mit  terroristischer  Gewalt
geantwortet  und  so  die  Spirale  von
Gewalt  und Tötungen ständig hochge-
trieben wird, ohne dass ein humanitär-
es  Ziel  erreicht  wird.  Dieser  Terroris-
mus ist eine Bedrohung für jeden, er ist
durch nichts zu rechtfertigen.

Es  bleibt  die  Erkenntnis:  Um  den
Terrorismus loszuwerden, brauchen wir
national und global solidarische, soziale
und  nachhaltigen  Gesellschaften.  Das
ist der Königsweg und nicht: mehr Sol-
daten,  mehr  Polizei,  mehr  Überwa-
chung und Kontrolle.
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Islamischer Staat: Eine jihadistische Internationale?
von Werner Ruf, emer. Professor für Internationale Politik, Edermünde

Nach hundert Jahren der Interven-

tionen  und  der  Stellvertreter-Kriege

scheint es, als ob mit der Ethnisierung

und Konfessionalisierung der Konflikte

ein  Geist  aus  der  Flasche  entlassen

worden wäre,  der nur noch schwer in

sein Behältnis zurück gezwungen wer-

den kann. Ähnlich wie der Nationalis-

mus im 19. und 20. Jahrhundert bis zu

seinen jüngsten Höhepunkten auf dem

Balkan im letzten  Jahrzehnt  des ver-

gangenen  Jahrhunderts  die  geografi-

sche  Landkarte  verändert  hat,  droht

die Konfessionalisierung eine bevölke-

rungspolitische  Neuordnung  im  gan-

zen Nahen Osten zu bewirken, deren

grauenhafte  Begleiterscheinungen

kaum  auszumalen  sind.  Die  Flücht-

lingswellen  seit  der  Eskalation  des

Krieges in Syrien vermögen nur Vorah-

nungen  dessen  zu  vermitteln,  was

noch kommen mag. 

Der  „Islamische  Staat“  ist  in  aller

Munde, gilt als die Wurzel allen Übels.

Diese  Verkürzung  der  Sicht  und  der

verengte  Blick  auf  nur  einen  der

Gewaltakteure führt in die Irre, denn er

vermag weder die Wurzeln des Phäno-

mens zu erklären, noch taugt der „Isla-

mische Staat“ als allein zu bekämpfen-

der Feind. Vielmehr stellt sich die Fra-

ge, ob militärische Gewalt   überhaupt

das  geeignete  Mittel  sein  kann,  um

das zu bekämpfen, was sich als eine

Art  jihadistischer  Internationale in un-

terschiedlichen  Variationen  herauszu-

bilden  scheint.  Denn,  das  zeigen  die

Entwicklungen des letzten  Vierteljahr-

hunderts,  der  Hydra  des religiös ver-

brämten Terrors wachsen immer neue

Köpfe. 

Kriegserklärung an den IS 
als „Staat“?

Es  ist  so  einfach,  dem  „IS“  den

Krieg zu erklären, wie dies der franzö-

sische  Staatspräsident  nach  den  An-

schlägen  von  Paris  getan  hat  –  ge-

stützt allein auf die Tatsache, dass der

„IS“ die Verantwortung für die mörderi-

schen Überfälle übernommen hat. Be-

trachtet  man  die  Propaganda  dieser

Terrororganisation,  wäre  sie  mit

Dummheit geschlagen, wenn sie nicht

alles  unternähme,  um  ihre  Omniprä-

senz und Omnipotenz zu demonstrie-

ren.  Und  wenn  tatsächlich  ein  syri-

scher  Pass  in  der  Nähe  des  An-

schlagsorts  in  Paris  gefunden wurde:

Ist  das  ein  tragfähiges  Beweismittel?

Fragen  darf  man auch,  ob  Präsident

Hollande,  als  er  den  Krieg  erklärte,

auch daran gedacht hat, den Terroris-

ten  des  „IS“  Kombattantenstatus

einzuräumen? Denn: Den Krieg erklä-

ren kann man nur Staaten. Mit dieser

Kriegserklärung  hat  Hollande  den

Gewaltakteur „Islamischer Staat“ inter-

national aufgewertet, ja ihm ein stück-

weit  genau  die  Anerkennung  als

„Staat“ zugesprochen, nach der er ziel-

gerichtet  strebt.  Konsequenterweise

dürften  die  Kämpfer  dieses  Staates

nicht  mehr  pauschal  als  Verbrecher,

Mörder,  Terroristen  verfolgt  werden,

sie  würden  den  Kombattantenstatus

erhalten, wie er nach den Regeln des

Kriegsvölkerrechts  und  der  Genfer

Konventionen für die Soldaten regulä-

rer Armeen gilt. 

Solche  Entscheidungen  sind

Wasser  auf  die  Propagandamühlen

des  „IS“.  Sie  verhelfen  ihm nicht  nur

zur  erstrebten  staatlichen  Anerken-

nung, sie verschleiern auch die Ursa-

chen der Anschläge. Nicht ein finsterer

Kalif  Abu  Bakr  setzt  per  Befehl  aus

den irakischen Wüsten seine Schläfer-

truppen in Gang, es sind die perspek-

tivlosen  Jugendlichen  aus  den  Vor-

städten von Paris und Brüssel, die ihre

Wut  und  ihre  Rachegefühle  an  einer

Gesellschaft  austoben,  die  ihnen

nichts als Ausgrenzung und Knast zu

bieten hat. Wenn sie sich selbst dann

zum  „Islamischen  Staat“  bekennen,

geben sie ihren Mordtaten eine höhere

Weihe,  eine  scheinbare  moralische

Rechtfertigung.

Blinde Vergeltung – Terror 
und Gegenterror

„Krieg“  und  Gewalt  werden  nach

der vereinfachenden Formel „Auge um

Auge, Zahn um Zahn“ als einziges Mit-

tel der Problemlösung gesehen. Blinde

Vergeltung  war  das  Prinzip  all  der

Kriege, die unter Bushs Motto des „war

on  terror“  in  den  letzten  anderthalb

Jahrzehnten geführt worden sind. Jen-

seits von Hunderttausenden von Toten

haben sie  zur  systematischen Verlet-

zung  zivilisatorischer  Errungenschaf-

ten  und  zum  Abbau  völkerrechtlicher

Normen geführt:  Nicht  nur  Israel  ver-

mochte es,  „gezielte  oder  extralegale

Tötungen“  zu  einer  neuen  Norm  der

Kriegführung zu machen. Die Übertra-

gung kriegerischer Gewaltaktionen an

private  militärische  Unternehmen,  die

„gezielte Tötung“ durch Drohnenangrif-

fe, die willkürliche Verhaftung, Entfüh-

rung,  systematische  Folterung  von

Tausenden  Menschen  ohne  Anklage

und  Richterspruch,  die  Praxis  totaler

Rechtlosigkeit,  sind  inzwischen

selbstverständlicher  Teil  westlicher

Herrschaftsausübung geworden. 

Der Einsatz von Kampfdrohnen hat

in Afghanistan, in Pakistan, in Syrien,

Irak,  Jemen,  Somalia  und  anderswo

schon zu Tausenden Ziviltoten, unzäh-

ligen  Verletzten  und  Verstümmelten

geführt, die darüber hinaus auch noch

als „Kollateralschäden“ entmenschlicht

werden.  All  das erzeugt  Wut, Rache-

gefühle,  den  Wunsch,  diesen  Krieg

dorthin  zu  tragen,  wo  er  herkommt.

Und  diejenigen,  die  nicht  müde  wer-

den,  die  Begriffe  Menschenrechte,

Rechtsstaatlichkeit,  Demokratie  im

Munde  zu  führen,  setzen  gleichzeitig

eben  diese  Grundsätze  dort  außer

Kraft, wo sie ihre Interessen durchset-

zen  wollen.  Sie  machen  damit  nicht

nur  sich  selbst,  sondern  auch  die  in

Jahrhunderten erkämpften hohen Gü-

ter der Zivilisation unglaubwürdig.

Neoliberalismus erzeugt 
Gegengewalt

Ernsthaft  müssen  wir  uns  fragen,

ob  nicht  die  weltweite  Durchsetzung

des  Neoliberalismus,  der  Freiheit  für

den  Kapitalverkehr,  für  Märkte,  Roh-

stoffe,  Seewege,  aber  nicht  für  Men-

schen  Ursache  für  die  neue  Weltun-

ordnung  ist,  die  allenthalben  jene

strukturelle  Gewalt  organisiert,  gegen

die  sich  dann  offene  Gewalt  Bahn

bricht.

Der „Islamische Staat“ ist nur einer

der wie Hydraköpfe nachgewachsenen

Ableger von al-Qa‘eda. Ja, die Organi-

sation hat sich verbreitet. Ja, die Zahl
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ihrer  Unterstützer  hat  sich  erhöht.

Wann  suchen  wir  endlich  nach  den

wahren  Gründen  –  und  den  richtigen

Antworten?  Während  „wir“  uns  uner-

müdlich den Kopf darüber zerbrechen,

ob und wo „im Islam“ die Gründe für die

Gewaltförmigkeit  in  der  post-bipolaren

Welt liegen, blenden wir die einfachen

Gründe aus, weil sie Folge einer eigen-

nützigen,  auf  Gewalt  und Ausbeutung

basierenden Politik  des Beherrschens,

Unterdrückens,  Ausplünderns  und

Schürens von latent vorhandenen Ge-

gensätzen  und  der  Zusammenarbeit

mit ausbeuterischen, korrupten und un-

demokratischen Systemen sind. 

Perspektivlosigkeit erzeugt 
Jihadisten

Die Ursachen der Revolten gleichen

sich. In unseren Großstädten wie in de-

nen  der  arabischen  und  islamischen

Welt sind es das Elend, die Perspektiv-

losigkeit,  die  Nicht-Anerkennung  des-

sen, was während der Arabellion gefor-

dert wurde: Die Würde. Diese Würde ist

nicht  reduzierbar  auf  Meinungsfreiheit,

Pressefreiheit, Parteienpluralismus. Sie

hat einen harten Kern: Die materiellen

Menschenrechte auf ein Leben, das die

Möglichkeit  zu  einem  legalen  Broter-

werb bietet, eine menschenwürdige Be-

hausung  sichert,  Kindern  eine  Ausbil-

dung für ein späteres Berufsleben, die

Hoffnung auf einen angemessenen Ar-

beitsplatz  bietet.  Es liegt  nicht  am Is-

lam, dass die größten Zahlen der Jiha-

disten,  der  muhajirun,  aus  Tunesien

und Saudi-Arabien kommen,  dass der

Zustrom aus ehemaligen Sowjet-Repu-

bliken beachtlich ist, dass die Zahl der

Freiwilligen,  die  aus  den  westlichen

Ländern in den Jihad ziehen, nicht un-

erheblich  ist:  Die  Jihadisten  kommen

von dort, wo die Perspektivlosigkeit am

größten  ist:  aus den unteren  sozialen

Schichten, wo ein Überleben meist nur

in der Kleinkriminalität  möglich ist,  wo

gerade die Gefängnisse zu Brutstätten

der Rekrutierung werden. 

Al-Qa’eda,  „Islamischer  Staat“  und

wie  sie  alle  heißen,  haben  sich  aus-

geweitet. Nicht nur in Nahost, auch im

vom Krieg der NATO zerstörten Libyen

ist  der  „Islamische  Staat“  inzwischen

aktiv,  terrorisiert,  entführt  Journalisten

und Diplomaten, enthauptet – und ver-

kauft  Öl  und  Waffen.  Er  bedroht  von

dort aus die „Stabilität“ der Nachbarlän-

der Ägypten, Mali, Algerien, Tunesien,

wo  die  grausigen  Anschläge  auf  das

Nationalmuseum Le Bardo und auf ein

Hotel in Sousse mehr als fünfzig Men-

schen  das  Leben  gekostet  und  den

Tourismus,  die  Lebensader  der  Wirt-

schaft, zum Erliegen gebracht haben. 

Was wird aus den jungen Männern,

die  nichts  anderes  gelernt  haben  als

den  Umgang  mit  Waffen,  denen  jede

menschliche Hemmung abtrainiert wor-

den  ist,  die  stolz  mit  abgeschlagenen

Köpfen  paradieren?  Die  Sorgen  über

die  Gefährdungen,  die  von  Rückkeh-

rern aus den Bürgerkriegsgebieten aus-

gehen können, sind berechtigt,  wissen

wir doch, dass die Führer nahezu aller

sich auf den Islam berufenden Banden

ehemalige  „Afghanen“  sind,  die  meist

auch Haft-  und Foltererfahrung in Ba-

gram,  Camp  Bucca,  Abu  Ghreib,

Guantanamo  und  anderswo  haben.

Dies gilt für die so genannte al-Qa’eda

im Islamischen Maghreb (AQMI) eben-

so wie für das Mouvement pour l’Uni-

cité et le Jihad en Afrique Occidentale

(MUJAO), die al-Qa’eda auf der Arabi-

schen  Halbinsel  (AQAP),  die  kaum

mehr  zählbaren  Banden  in  Syrien.

Durchaus vergleichbar mit den Söldner-

führern  des  Dreißigjährigen  Krieges

sind sie brutal, hemmungslos, zu nichts

mehr  zu  gebrauchen  als  zur  Anwen-

dung von Gewalt. Und sie haben ihren

Preis, verkaufen sich an beliebige Auf-

traggeber,  werden  selbst  zu  Händlern

mit  Gewalt  und Tod,  schmuggeln und

verkaufen  Zigaretten,  Drogen,  Autos,

Waffen, Öl – und Menschen. Das Impe-

rium des Chaos produziert  das Chaos

auf allen Ebenen. 

Es taugt nicht, die Konflikte im ara-

bisch-islamischen Raum wie  auch bei

„uns“ mit Hilfe der Religion zu erklären.

Solange wir uns weigern, die Ursachen

auch  der  religiös  verkleideten,  sich

weltweit  ausbreitenden  Gewalt  in  den

sozialen Verwerfungen, in der Produkti-

on von Elend und Hoffnungslosigkeit zu

erkennen, werden wir  nicht an die Ur-

sachen dieser Gewalt gelangen. 

Frieden in den Elendsregionen der

Welt kann nicht durch Waffen (und de-

ren Lieferung) erreicht werden, sondern

nur durch die Abkehr von der neolibera-

len Globalisierung. Die sich formieren-

de „jihadistische Internationale“  ist  nur

ein Indiz der im Gang befindlichen Bar-

barisierung der Weltgesellschaft.

Den Jihadismus bekämpfen 
– aber wie?

Sollen die Ursachen bekämpft wer-

den,  wären  vorrangig  die  folgenden

Maßnahmen zu treffen.

-  Die  Beendigung  der  ausländi-

schen Einmischung in die inneren An-

gelegenheiten  fremder  Staaten  und

Völker, wie es in Art. 2 Ziff. 7 der Char-

ta der Vereinten Nationen festgelegt ist.

Dieser  Artikel  wurde  jedoch  vom

Sicherheitsrat  der  Vereinten  Nationen

schon  1991  in  seiner  Resolution  688

gegen den Irak ausgehöhlt.

-  Die  Beendigung  der  finanziellen,

wirtschaftlichen und waffentechnischen

Unterstützung  von  Gewaltakteuren“.

Sie befördert das Chaos im Konfliktge-

schehen und die Verselbständigung der

Gewaltakteure. 

- Das Ende der Instrumentalisierung

von  Völkern,  Ethnien,  Konfessionen

und  diktatorischen  und  despotischen

Regimen  für  die  kurzfristigen  Interes-

sen derer, die aus Profitgründen unde-

mokratische und rechtlose Systeme an

der Macht halten.

-  Das  Ende  aller  Waffenexporte,

denn sie tragen bei zur gewaltförmigen

Eskalation von Konflikten.
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Die USA, der IS und Saudi-Arabien
von Ernst Wolff, Journalist und Buchautor 

Wie  sein  Vorgänger  Obama  hat

auch US-Präsident Trump die Vernich-

tung des Islamischen Staates (IS) zu

einer seiner vordringlichsten Aufgaben

erklärt. Die Mitglieder der Terrororgani-

sation müssten "ausradiert werden und

von  der  Oberfläche  der  Erde  ver-

schwinden". Ihre Verbrechen seien so

schwerwiegend, dass auch der Einsatz

von Folter gegen sie gerechtfertigt sei.

Wie  sein  Vorgänger  Obama  hat

Präsident Trump weder im Wahlkampf,

noch seit seiner Amtseinführung auch

nur ein einziges Wort gegen das Herr-

scherhaus in  Saudi-Arabien gerichtet,

obwohl  dessen  systematische  Men-

schenrechtsverletzungen denen des IS

in nichts  nachstehen.  Unter dem Re-

gime des Hauses von  Saud sind die

Amputation von Gliedmaßen, das Köp-

fen, das Erhängen und die Steinigung

als Strafe für Vergehen gegen die fun-

damentalistisch ausgelegten Vorschrif-

ten der Scharia an der Tagesordnung.

Dass der IS und das saudische Kö-

nigshaus trotz der Übereinstimmung in

ihren  Grundwerten  von den USA un-

terschiedlich  behandelt  werden,  hat

seinen  Grund:  Saudi-Arabien  ist  seit

Jahrzehnten  der  engste  Verbündete

der USA im Nahen Osten und genießt

deshalb  trotz  aller  Verbrechen  Wa-

shingtons  uneingeschränkte  Solidari-

tät. Der IS dagegen dient den USA als

Vorwand für ihre Militäreinsätze im Na-

hen Osten und wird deswegen zu de-

ren  Rechtfertigung  ständig  als  Hort

des Bösen angeprangert.

Interessant ist neben der doppelten

Moral, die sich hinter dieser Politik ver-

birgt,  die  Tatsache,  dass  der  IS  und

Saudi-Arabien  außer  ihrem religiösen

Fanatismus  und  ihrer  Verachtung  für

die Menschenrechte eine entscheiden-

de  Gemeinsamkeit  aufweisen:  Beide

wären  ohne  das  Mitwirken  der  USA

niemals  zu  dem  geworden,  was  sie

sind. Außerdem besteht zwischen bei-

den eine oft übersehene und sehr auf-

schlussreiche Wechselbeziehung.

Saudi-Arabien: wichtigste 
Stütze des US-Dollars

Das 1932 gegründete Saudi-Arabi-

en ist nicht nur wegen seiner riesigen

Erdölvorkommen  einer  der  weltweit

wichtigsten Verbündeten der USA. Es

ist  seit  der  Mitte  der  Siebziger  Jahre

einer der Eckpfeiler des vom US-Dollar

beherrschten globalen Finanzsystems.

Nach der Aufhebung der Gold-Dol-

lar-Bindung 1971 und dem Ende der

festen  Wechselkurse  1973  geriet  die

Rolle des US-Dollars als Weltwährung

Nr. 1 in Gefahr. Zwar hatte er seinen

Status als Leitwährung seit der Konfe-

renz von Bretton Woods (1944) bis in

die letzten Winkel der Erde durchset-

zen können, doch seine Entkoppelung

von einem festen Wert -  dem Gold -

hatte ihn zu einer "Fiatwährung" (einer

ungedeckten Währung)  und damit  zu

einem  schwer  kalkulierbaren  Risiko

fürs globale Finanzsystem gemacht.

Um  diesen  Zustand  zu  beenden,

schlossen die USA Mitte der Siebziger

Jahre ein historisches Abkommen mit

Saudi-Arabien: Dessen Herrscherhaus

wurde von den USA verpflichtet, inner-

halb der OPEC (Organisation erdölex-

portierender Länder) dafür zu sorgen,

dass Öl - die weltweit meistgehandelte

Ware - nur noch in US-Dollar gehan-

delt  wurde  (der  sogenannte  "Petro"-

Dollar).  Außerdem sollte es die  eige-

nen  Dollar-Überschüsse  fortan  als

Staatsanleihen  in  den  USA  investie-

ren.  Im  Gegenzug  garantierten  die

USA  dem  Herrscherhaus  von  Saud

Schutz  vor  seinen  Feinden  (im  Aus-

land  insbesondere  vor  Israel,  Syrien

und dem Iran, im Inland vor den eige-

nen  Untertanen)  und  unbegrenzte

Waffenlieferungen.

Für die Finanzelite der USA war es

in  dreifacher  Hinsicht  ein  lukrativer

Deal: Erstens sorgte die Bindung des

Öls an den US-Dollar dafür, dass ihm

neben  seiner  Rolle  als  globale  Leit-

währung auch noch die - viel wichtige-

re  -  Rolle  der  globalen  Reservewäh-

rung zufiel.  (Da sämtliche Länder der

Erde auf Öl als Energieträger angewie-

sen sind, müssen seither fast alle über

ausreichende US-Dollar-Reserven ver-

fügen.) Zweitens spülten die Käufe von

Staatsanleihen  durch  das  Haus  von

Saud  Billionenbeträge  in  die  US-

Staatskasse, die zur Führung weiterer

Kriege (z.B.  in Afghanistan,  Pakistan,

Somalia,  Libyen,  Syrien,  Jemen)  ge-

nutzt werden konnten. Und drittens er-

hielt  die  US-Rüstungsindustrie  durch

den Pakt einen ihrer zahlungskräftigs-

ten Dauerkunden.

Für  das  Herrscherhaus  von  Saud

hat sich der Deal ebenfalls gelohnt: Bis

an  die  Zähne  bewaffnet  und  mit  der

stärksten  Militärmacht  der  Erde  im

Rücken konnte es mit der Ausbeutung

von neun Millionen unterbezahlten und

zum Teil unter katastrophalen Verhält-

nissen  lebenden  Fremdarbeitern

weiterhin ungestört sagenhafte Reich-

tümer anhäufen und gleichzeitig  jegli-

ches  Aufbegehren  gegen  die  eigene

mittelalterliche  Herrschaft  gewaltsam

im Keim ersticken.

Die Verbindung zwischen den USA

und  Saudi-Arabien  kennt  also  zwei

Gewinner:  Die  Finanzelite  der  USA

und das Herrscherhaus der wohl rück-

ständigsten  absoluten  Monarchie  auf

der Erde.

Der IS: Produkt eines 
Stellvertreterkrieges

Der IS, zeitweilig auch als ISIS (Is-

lamischer Staat in Syrien) bekannt, ist

nicht, wie von Politik und Mainstream-

Medien  behauptet,  die  Folgeerschei-

nung eines außer Kontrolle geratenen

Bürgerkrieges in Syrien. Er ist vielmehr

das Produkt eines von den USA geför-

derten  Versuchs  des  Regime-Wech-

sels  in  Damaskus.  Zwar  hat  dessen

Geschichte  mit  inneren  Auseinander-

setzungen  in  Syrien  begonnen,  doch

wären diese ohne das Eingreifen der

USA und ihrer Verbündeten längst ver-

siegt und versandet.

Das  syrische  Assad-Regime  ist

den  USA  seit  langem  ein  Dorn  im

Auge.  Als  Verbündeter  des  Iran  und

der  Hisbollah-Bewegung  und  wegen

seiner  politischen  Nähe  zu  Russland

und China steht es dem Versuch der

dauerhaften  Unterwerfung  des  ölrei-

chen Nahen Ostens unter die geo-stra-

tegischen  Interessen  der  USA  (u.a.

dem Bau von Pipelines) im Weg. Aus

diesem Grund bemüht sich Washing-

ton  seit  längerem  um  den  Sturz  der

politischen Führung des Landes.

So  lange  aber  das  Ziel,  ein  pro-

westliches Regime in Damaskus zu in-

stallieren, nicht zu erreichen ist, verfol-

gen die USA ihre seit mehr als einem
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Jahrhundert bewährte Strategie der De-

stabilisierung  und  unternehmen  alles,

was in ihrer Macht steht, um dem be-

stehenden Regime zu  schaden.  Dazu

gehört in erster Linie die Förderung all

der Kräfte, die gegen Präsident Assad

kämpfen.

Dabei ist  es den USA vollkommen

gleichgültig, welchen politischen Hinter-

grund  die  von  ihnen  unterstützten

Gruppierungen  haben.  So  haben  sie

neben  der  Freien  Syrischen  Armee

auch radikal-islamische Gruppierungen

wie Al Nusra und den im Irak gegründe-

ten ISIS in ihrem Kampf gegen Assad

unterstützt. Und das, obwohl ISIS sich

zu Beginn seiner Aktivitäten hauptsäch-

lich aus Mitgliedern von Al Qaida rekru-

tierte -  also der Organisation,  die von

Washington für die Anschläge vom 11.

September verantwortlich gemacht wird

und  die  den  USA  bis  heute  als  Vor-

wand für den historischen "Krieg gegen

den Terror" dient.

Das doppelte Spiel, das die USA in

Syrien treiben, hat damit einen Hinter-

grund,  der uns wieder  zu ihrem wich-

tigsten  Verbündeten,  Saudi-Arabien,

führt:  Der  Krieg,  den  die  Sowjetunion

1979 zur Unterstützung eines ihr gewo-

genen Regimes in Afghanistan begon-

nen  hatte,  führte  nämlich  dazu,  dass

sich radikal-islamische Kräfte (Mudsch-

aheddin  und  Islamische  Brigaden  Af-

ghanistans)  gegen  die  Angreifer  for-

mierten. Diesen Widerstand griffen die

USA mit  Hilfe  der  CIA auf  und unter-

stützten  die  Bildung der  Al-Qaida,  die

damals aus genau diesen radikal-isla-

mischen Kräften hervorging. Langjähri-

ger  Führer  der  Al-Qaida  und Vertrau-

ensmann der  USA war  ein  milliarden-

schwerer  saudi-arabischer  Bauunter-

nehmer namens Osama bin Laden.

Grund für unterschiedliche 
Strategien: Geld, Macht und 
das globale Finanzsystem

Nach ideologischen oder gar morali-

schen Gründen für die Politik der USA

und ihrer Verbündeten im Nahen Osten

zu  suchen,  ist  also  vergebene  Mühe.

Es geht Washington beim Wechsel zwi-

schen  Allianzen  und  Feindschaften

ausschließlich um Geld, Öl und Macht.

Eine  besondere  Rolle  fällt  hierbei

den Mainstream-Medien zu, die die Öf-

fentlichkeit  immer  auf  den  jeweiligen

(und sich oft selbst widersprechenden)

Kurs  der  US-Regierung  einschwören

müssen.  Das  geschieht  auf  mehrere

Arten und Weisen: Die häufigsten dar-

unter  sind die Unterschlagung von In-

formationen,  das  Schüren  von  Hass

durch gezielte Übertreibung oder dreis-

te Fälschung.

Im Fall Saudi-Arabiens wird vor al-

lem mit der ersten Variante gearbeitet:

Die  Unmenschlichkeit  des  Herrscher-

hauses  wird  nur  selten  erwähnt,  über

seine  Kriege  (wie  den  gegen  den

Nachbarstaat Jemen) wird nur spärlich

berichtet,  und Tatschen wie  die,  dass

15 der 18 Terroristen bei den Anschlä-

gen auf das World Trade Center saudi-

arabische Staatsbürger waren, werden

großzügig übergangen. Aktuellster Be-

weis für die Sonderbehandlung Saudi-

Arabiens:  Dass  Donald  Trumps  Ein-

reiseverbot für Muslime neben einigen

anderen  Staaten  ausgerechnet  Saudi-

Arabien  ausnimmt,  war  keinem  Main-

stream-Medium auch nur eine Meldung

wert.

IS und Saudis

Genau  das  aber  zeigt,  worum  es

beim Einreiseverbot für Muslime und im

weiteren  Sinne beim gesamten "Krieg

gegen den Terror"  geht: Beide dienen

nicht  der  Verhinderung  von  Anschlä-

gen,  sondern  tragen  dazu  bei,  ihnen

den Boden zu  bereiten und helfen so

mit, den USA genügend Vorwände zu

liefern, um ihre ausschließlich den eige-

nen  Interessen  dienende  Kriegspolitik

im Nahen Osten auch in Zukunft fortzu-

setzen.

Saudi-Arabien: "Triumph der Barbarei"? […]

Luftangriffe auf Nahrungsproduktion

[...]  So könne man einer  "konservativen Schätzung"  des

Landwirtschaftsministeriums entnehmen, dass mindestens

"357 Ziele in der Landwirtschaft" aus der Luft angegriffen

wurden. Auch Märkte, Geschäfte, Fabriken und Lastwagen

mit  Nahrungsmittel  seien  Ziele  von  Luftangriffen,  wirft

Mundy Saudi-Arabien vor.

Dazu kommen Angriffe auf  die Infrastruktur des Landes.

Nur wenige Teile des Landes seien von der Zerstörung von

Brücken, Straßen, Schulen und Krankenhäusern verschont

geblieben,  konstatiert  ein  Artikel  in  der  US-Zeitschrift

National Interest. […]

Es gebe zwei Nutznießer des Krieges, die Waffenhersteller

und al-Qaida auf  der  arabischen Halbinsel,  die  sich dort

weitverbreitet  -  auch  der  IS  macht  mittlerweile  mit

Anschlägen  auf  seine  Präsenz  aufmerksam.  Deren

Erstarken setzt die ganze Region neuen Risiken aus, was

nicht  zuletzt  auf  Saudi-Arabien  zurückfallen  könnte.  Ein

großes Problem sei die enorme Verbreitung von Waffen.

Quelle: Telepolis (Thomas Pany) / 14.12.2016 
 

Zu  welchen  Konsequenzen  sind  westliche  Länder

gegenüber Saudi-Arabien bereit? Sanktionen? Wie es mit

dem  politischen  Willen  bestellt,  ernsthaft  Druck  auf  das

Königreich  auszuüben?  Die  Beweislage  für  eine

mörderische  Politik  des  Landes  ist  erdrückend.  Die

Wahrscheinlichkeit, dass der Krieg, den das Land im Jemen

führt,  Folgen  hat,  die  nicht  nur  die  Region  betreffen,  ist

groß.  Ungefähr  2,2  Millionen  Kinder  im  Jemen  sind

unterernährt  und  benötigen  dringende  Hilfe,  informierte

Unicef  Anfang dieser  Woche. Mindestens 462.000 Kinder

leiden unter "schwerer akuter Mangelernährung". Probleme

mit Armut, Hunger und der medizinischen Versorgung gab

es im Jemen schon vor der militärischen Intervention Saudi-

Arabiens und der Koalition, aber seither hat sich die Lage

deutlich verschlimmert. 

Die Blockade der Häfen

Jemen  importiert  90  Prozent  der  Nahrungsmittel  und

medizinischer  Güter.  Die Blockade der  Häfen,  die  Saudi-

Arabien  und  die  Koalition  verhängt  haben,  könnte  nach

Ansicht  von  Human Rights  Watch dem Kriegsverbrechen

des Aushungerns der Zivilbevölkerung gleichkommen.
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Rüstungsexporte: Wer Waffen verkauft, wird Flüchtlinge ernten
von Joachim Guilliard, Publizist, Heidelberg

Wie Ende November 2016 bekannt

wurde,  hat  der  Bundessicherheitsrat

erneut  Rüstungsexporte  in  Krisenge-

biete in Milliardenhöhe genehmigt, dar-

unter 41.000 Zünder für Artilleriemuni-

tion an Saudi-Arabien – Nachschub für

den  Krieg  gegen  Jemen.  Nach  den

vorläufigen  Zahlen  des  Bundeswirt-

schaftsministeriums  summieren  sich

die genehmigten deutschen Rüstungs-

geschäfte mit Ländern des Nahen Os-

tens im Jahr 2016 erneut auf über 2,5

Mrd.  Euro.  Aus  diesem  geografisch

begrenzten Gebiet, das im deutschen

Sprachgebrauch im engeren Sinn die

arabischen Länder Westasiens und Is-

rael umfasst, kommt nahezu ein Drittel

aller  Flüchtlinge  und  Binnenvertriebe-

nen.  2015 waren  über  18  Mio.  Men-

schen  aus  diesen  Ländern  auf  der

Flucht.

Waffenexporte in Krisen-
regionen steigen drastisch

Genau  diese  Region  verzeichnet

seit sieben Jahren einen rasanten An-

stieg von Waffenimporten.  Nach dem

Jahresbericht  des  Stockholmer  inter-

nationalen  Friedensforschungsinstituts

(SIPRI)  für  2015  führten  die  Länder

der  Region zwischen 2011 und 2015

fast  zwei  Drittel  mehr  Waffen ein  als

zwischen 2006 und 2010. Saudi-Arabi-

en  beispielsweise  steigerte  seine  Im-

porte in diesem Zeitraum von 2,6 Milli-

arden auf 9,9 Milliarden US-Dollar. Mit

einem Weltmarktanteil von sieben Pro-

zent wurde das Land zweitgrößter Im-

porteur nach Indien (14 Prozent)  und

vor China (4,7 Prozent). Auch die klei-

nen  Scheichtümer  Kuwait  und  Katar

verdreifachten ihre Importe in diesem

Zeitraum  von  380  auf  1275  bezie-

hungsweise  von  340  auf  1300  Mio.

US-Dollar.  Dazu  beigetragen  haben

unter  anderem  Lieferungen  von

Kampfflugzeugen  aus  Frankreich  und

Kampfpanzern  aus  Deutschland  an

Katar.  Die  Vereinigten  Arabischen

Emirate  (VAE)  erhöhten  ihre  zuvor

schon exorbitanten Waffenkäufe eben-

falls noch einmal von 4,9 auf 6,6 Mrd.

US-Dollar. Da das SIPRI nur Großwaf-

fensysteme  und  deren  Komponenten

in seinen Statistiken erfasst, ist der ge-

samte  Umfang  der  Rüstungslieferun-

gen noch wesentlich größer. Der über-

wiegende  Teil  der  importierten  Rüs-

tungsgüter stammt aus den westlichen

Staaten. In den letzten Jahren stieg ihr

Anteil  am  Rüstungsgeschäft  mit  dem

Nahen Osten auf 90 Prozent.

Die  westlichen  Waffenlieferungen

befeuern  unmittelbar  die  bewaffneten

Konflikte  in  der  Region,  die  sich  ab

2011 massiv  ausbreiteten,  besonders

die Kriege in Syrien und im Jemen. In

beiden  Ländern  waren  die  im  Zuge

des sogenannten arabischen Frühlings

einsetzenden  Unruhen  in  bewaffnete

Aufstände  und schließlich  in  von  au-

ßen  geschürte  Bürgerkriege  umge-

schlagen. Der Krieg in und gegen Syri-

en griff  Mitte 2014 auch auf den Irak

über,  und seit  Frühjahr  2015 interve-

niert  eine von Saudi-Arabien geführte

Koalition arabischer Staaten direkt mi-

litärisch mit  Luftangriffen und Seeblo-

ckade  im  Jemen.  Dem  SIPRI-Report

zufolge  werden  dabei  überwiegend

Waffen aus dem Westen eingesetzt.

Waffenlieferung an 
islamistische Gruppen

Wie ein im Juli  2016 veröffentlich-

ter  Bericht  des  Recherchenetzwerks

Balkan  Investigative  Reporting  Net-

work (BIRN) bestätigte, wurden große

Mengen der an Saudi-Arabien, Jorda-

nien, die Vereinigten Arabischen Emi-

rate  und Katar  gelieferten Waffen an

die  radikalen  islamistischen  Milizen

weitergereicht, die in Syrien mit Unter-

stützung von NATO-Staaten gegen die

regierungsloyalen Kräfte kämpfen. Ein

guter  Teil  davon  gelangte  schließlich

auch in die Hände der stärksten dieser

Milizen, dem „Islamischen Staat“ (IS),

und  dem  Al-Kaida-Ableger  „Al  Nusra

Front“, der sich jetzt „Dschabhat Fatah

asch-Scham“ nennt.

„Als  im  Laufe  der  letzten  beiden

Jahre  Tausende  Tonnen  Waffen  in

den  Süden  flogen“,  so  die  BIRN-

Autoren, „flohen zeitgleich Hunderttau-

sende Flüchtlinge in den Norden, vor

einem Konflikt,  der mehr als 400.000

Menschen tötete.  Doch während Bal-

kan-  und  EU-Staaten  die  Flüchtlings-

route dicht  machten, blieb die Milliar-

den-Euro-Pipeline,  über  die  Waffen

per Flugzeug und Schiff in den Nahen

Osten  transportiert  werden,  weiterhin

offen  ‒  und  sehr  lukrativ.“  (Überset-

zung  J.  G.)  Diese  Waffenlieferungen

an  bewaffnete  Gruppen,  die  schwer-

ster  Verbrechen  beschuldigt  werden,

sind  illegal.  Die  Lieferungen  wurden,

wie Robert Stephen Ford – von 2011

bis  2014  US-Botschafter  in  Syrien  –

Journalisten  freimütig  berichtete,  von

der CIA und der türkischen Regierung

koordiniert  und  über  Zentren,  die  als

Military Operation Centers (MOCs) be-

kannt sind, in der Türkei und in Jorda-

nien abgewickelt.

Rüstungsexporte schaffen 
Flüchtlingsströme

Die bislang offengelegten Waffen-

lieferungen an unmittelbar in bewaffne-

te  Konflikte  verwickelte  Gruppen  zei-

gen nur die Spitze des Eisbergs. Be-

trachtet man die Entwicklung der Rüs-

tungsexporte aus dem Westen in den

Nahen  Osten,  so  wird  offensichtlich,

dass  mit  deren  massiver  Zunahme

auch  die  Zahl  der  Menschen  in  der

Region  enorm  wuchs,  die  aus  ihrer

Heimat vertrieben wurden.

Das SIPRI  listet  in  seiner  frei  zu-

gänglichen Datenbank für jedes Land

pro Jahr die Importe großer konventio-

neller  Waffen  und  Waffensysteme

(„major  conventional  weapons“)  nach

Lieferländern  auf.  Zur  besseren  Ver-

gleichbarkeit  wird  dort  deren  Wert

nicht in Verkaufspreisen, sondern in ih-

rem „Trend-Indikator-Wert“ (TIV) ange-

geben,  der  mehr  den  militärischen

Wert der transferierten Güter als den

wirtschaftlichen  Wert  des  Geschäftes

repräsentiert.

Summiert man die jährlich von SI-

PRI für die Jahre 2000 bis 2015 ermit-

telten Gesamtwerte der Waffenimporte

aus dem Westen ‒ neben den NATO-

Staaten auch Schweden, Finnland, die

Schweiz  und  Montenegro  ‒  in  die

Region, so kann man sehen, dass ei-

nem Anstieg der Waffenlieferungen je-

weils  nach  zwei  bis  drei  Jahren eine

Zunahme von Flüchtlingen folgte.
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Politiker,  die  gern  den  Zustrom

Hilfsbedürftiger  aus  diesen  Ländern

eindämmen wollen,  sollten sich  daher

zunächst um ein Ende des gewaltigen

Stroms  an  Rüstungsgütern  in  umge-

kehrter Richtung kümmern.

Ein erheblicher Teil der Waffenliefe-

rungen  kommt  aus  Deutschland,  das

den Berechnungen der britischen Mili-

tärfachzeitschrift  Jane’s Defence Wee-

kly zufolge 2015 zum weltweit drittgröß-

ten  Waffenexporteur  hinter  den  USA

und Russland aufgestiegen ist.  Insge-

samt verkauften demnach deutsche Fir-

men in  jenem Jahr  für  rund  4,2  Mrd.

Euro  Rüstungsgüter  ins  Ausland  ‒

Kleinwaffen wie Pistolen und Gewehre

nicht  mitgerechnet.  Bei  SIPRI  lag

Deutschland  mit  Großwaffenexporten

im Wert von gut zwei Mrd. TIV „nur“ auf

Platz fünf.
Der Beitrag erschien zuerst in der
Zeitschrift Ossietzky Nr. 5 / 2017

Weitere Infos: http://jghd.twoday.net/

Mit deutschen Waffen gegen Jesiden  Schon im Herbst teilte die Bundeswehr mit, sie habe be-

reits 3.400 kurdische Milizionäre trainiert. Ende 2016 war

zudem bei der Truppe zu erfahren, Berlin habe Erbil "bis-

lang  mehr  als  2.600  Tonnen"  militärisches  Material  zur

Verfügung gestellt.  Zu den Waffen,  die  die  Bundeswehr

den Peschmerga überließ -  offiziell  für  den Krieg gegen

den IS -, gehören eine hohe Zahl an Sturmgewehren G3

und G36, diverse Maschinengewehre MG3 und Panzerab-

wehrraketen vom Typ Milan; außerdem hat Erbil unter an-

derem gepanzerte Fahrzeuge vom Typ ATF Dingo erhal-

ten.

Kampf um Sinjar

 Wie jetzt  bekannt wird,  kommen die Waffen, die Berlin

den Peschmerga geliefert  hat,  nicht  nur im Krieg gegen

den IS zum Einsatz,  sondern auch bei  Operationen, die

die KRG in Vorbereitung auf die Sezession zur Arrondie-

rung ihres Herrschaftsgebiets durchführen lässt - unter an-

derem gegen die nordirakischen Jesiden.[…]

Zum zweiten Mal

 Foto-  und Videodokumente belegen nun,  dass die  Pe-

schmerga  und ihre  Verbündeten  bei  ihren  Kämpfen  um

Singal  deutsche Waffen  und  deutsches  Militärgerät  nut-

zen.  Auf  den  Aufnahmen  sind  unter  anderem  Pe-

schmerga-Einheiten zu sehen, die mit dem deutschen ATF

Dingo gegen ihre Gegner vorrücken. [...] Offenkundig be-

nutze das Barzani-Regime zur Zeit "die deutschen Waffen,

um  seine  eigene  Macht  auszubauen",  konstatiert  der

Bundestagsabgeordnete Jan van Aken (Die Linke), ein Ex-

perte für Abrüstung: Es sei "eine fürchterliche Vorstellung",

dass  "Waffenlieferungen  und  Ausbildung  durch  die

Bundeswehr"  nun  genutzt  würden,  um  "die  Jesiden  ein

zweites Mal zu unterdrücken oder zu vertreiben".

Quelle: German Foreign Policy / 8.3.2017

 Kurdische Schützlinge der Bundesregierung im Nordirak

nutzen deutsche Waffen für Angriffe auf die jesidische Min-

derheit. Dies belegen neue Foto- und Videodokumente, die

seit einigen Tagen im Internet kursieren. Sie zeigen,  wie

Peschmerga der  Kurdischen Regionalregierung (KRG) in

Erbil sowie ihnen nahestehende Milizionäre mit einem ge-

panzerten  Fahrzeug  vom  Typ  ATF  Dingo,  dem  Sturm-

gewehr G36 und weiteren deutschen Schusswaffen gegen

Jesiden vorgehen. Hintergrund sind Bestrebungen der Pe-

schmerga,  vor  der  geplanten  Abspaltung  der  von  Erbil

kontrollierten Gebiete vom Irak das KRG-Territorium zu ar-

rondieren und ihm die Region um Singal  einzuverleiben.

Die Stadt stand im Sommer 2014 im Mittelpunkt der inter-

nationalen Aufmerksamkeit, als der IS dort tausende Jesi-

den ermordete und tausende Jesidinnen verschleppte, ver-

sklavte und vergewaltigte. Die Jesiden, die seit je von der

KRG schikaniert  und  diskriminiert  werden,  fürchten  nun,

verdrängt zu werden.

 Erbil,  von der Bundesregierung politisch unterstützt  und

mit Ausbildung und Ausrüstung für die Peschmerga zuletzt

auch militärisch gestärkt, hat in den vergangenen Jahren

bereits  arabischsprachige  Einwohner  seines  Herrschafts-

gebiets  systematisch  vertrieben.  US-Beobachter  warfen

der KRG bereits 2015 eine "ethnische Säuberung" vor. […]

Dingos und G36

 Die Vorwürfe sind aus deutscher Perspektive von speziel-

ler Bedeutung. Zum einen unterstützt die Bundesregierung

die sezessionswillige KRG bereits seit mehr als zehn Jah-

ren politisch wie auch ökonomisch. Zum anderen hilft sie

im Rahmen des Kriegs gegen den IS, die Peschmerga um-

fassend auszubilden und aufzurüsten. 
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Grafik: von Joachim Guilliard: 
Neben den arabischen Kernländern des Nahen Ostens (Irak, Jordanien, Kuwait, 
Libanon, Katar, Saudi-Arabien, Vereinigte Arabische Emirate und Jemen) wurden 
auch die Nachbarstaaten einbezogen, die ebenfalls eine mehr oder weniger starke 
Rolle in den Konflikten der Region spielen: Ägypten, Israel, Oman und die Türkei
(TIV: Trend Indicator Value – siehe Text)
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Entwicklung der Fluchtbewegungen von 2000 bis 2015

http://jghd.twoday.net/


Tödliche Abschiebungen nach Afghanistan
von Ernst-Ludwig Iskenius, Arzt, Arbeitskreis Flüchtlinge der IPPNW

Vorbemerkung der Redaktion: Am 
24.02.2017 wurde von den Staatsse-
kretären des Bundesinnenministeri-
ums des Auswärtigen Amtes ein ge-
meinsamer Brief an die Länderinnen-
minister zur "Abschiebelage" in 
Afghanistan verfasst, der als Reaktion 
auf die Weigerung einiger Bundeslän-
der, sich an Abschiebungen nach 
Afghanistan zu beteiligen, anzusehen 
ist. Ernst-Ludwig Iskenius hat sich mit 
der Argumentation der Bundesregie-
rung auseinandergesetzt. Nachfolgend
seine Entgegnung. Zitate aus dem 
Brief, auf die er sich dabei bezieht, 
sind kursiv gesetzt. 

"Im vergangenen Jahr stellten 127

892  afghanische  Staatsangehörige

einen  Asylantrag  in  Deutschland.

Afghanistan  rückte  damit  als  Her-

kunftsland für uns an die zweite Stelle.

Die Schutzquote für afghanische Asyl-

bewerber  lag  in  Deutschland  mit

55,8% fast doppelt so hoch wie im EU-

Durchschnitt (32%)."

Allein  diese  Aussagen  zeigen

schon, wie bedrohlich die Situation in

Afghanistan ist. Niemand verlässt sein

Land ohne Grund. Es ist offensichtlich,

dass viele Menschen dort  keinen an-

deren Ausweg sehen als die lebensge-

fährliche Flucht nach Europa. Der Hin-

weis, dass die Schutzquote gegenüber

dem  EU-Durchschnitt  "doppelt"  so

hoch ist, soll suggerieren, dass man in

Deutschland sehr großzügig sei. 

"Dies  bedeutet  umgekehrt

auch…..grundsätzlich  in  ihr  Heimat-

land zurückkehren müssen."

"Grundsätzlich"  heißt  ja  nicht  jetzt

sofort.  Viele  der  abgelehnten  Asylbe-

werber sind schon länger hier. Die Si-

tuation in Afghanistan hat sich massiv

verschlechtert. Diese Tendenz hält an.

Stabilisierung  ist  nicht  in  Sicht.  Die

Grundlage für Asyl-Entscheidungen ist

deshalb in der Regel  schon überholt,

wenn abgelehnte Asylbewerber  abge-

schoben  werden  sollen.  Selbst  das

Bundesverfassungsgericht  hat  davon

gesprochen,  dass  die  Situation  in

Afghanistan neu überprüft und bewer-

tet werden muss.

Nach  Afghanistan  abgeschobene

Menschen  werden  erwiesenermaßen

in  eine  ausweglose  lebensgefährliche

Situation  gebracht,  nur  weil  man  sie

hier  aus  innenpolitischen  Gründen

nicht schützen will.

Die Situation der nach Afghanistan

abgeschobenen  alleinstehenden

Männer  ist  besonders  heikel.  Da  sie

weder in die Nachbarländer noch nach

Europa  fliehen  können,  bleibt  vielen

von  ihnen  nichts  anderes  übrig,  als

sich  einer  der  bewaffneten  Gruppen

anzuschließen,  sei  es  aus  Existenz-

oder aus Sicherheitsgründen. Sie wer-

den  als  Kämpfer  eingesetzt,  im

schlimmsten Fall  zu Selbstmordatten-

tätern gedrillt. Die "mörderische" Rück-

führungspolitik  wird  auf  Dauer  zu  ei-

nem  noch  größeren  Chaos  in

Afghanistan führen und die Gewaltspi-

rale in immer schnellere Drehung ver-

setzen.  Der  afghanische  Staat  kann

den  gewaltsam  zurück  gebrachten

Männern keine Existenzalternative bie-

ten, wie man an den Schicksalen der

Rückkehrer  bisher  schon beobachten

kann.  Statt  Fluchtursachen  zu  be-

kämpfen, verschärft die rigide Abschie-

bepolitik  die  Situation  im  Herkunfts-

land.

"Über 3.300 freiwillige Rückkehrer

aus Deutschland sprechen eine klare

Sprache…"

Abgesehen von der Frage, wie vie-

le  dieser  Flüchtlinge  unter  großem

Druck  "freiwillig"  Deutschland  verlas-

sen haben,  um nicht  mit  erniedrigen-

der  polizeilicher  Gewalt  vertrieben zu

werden, sind diese Zahlen eher nied-

rig. Sie zeigen, dass die meisten aus

Afghanistan  Geflüchteten  keine  Hoff-

nung auf Besserung in ihrem Land ha-

ben, um dort sicher existieren zu kön-

nen. Wenn man die Zahlen mit denen

der  Rückkehrer  in  den  Jahren  2002

-2004 vergleicht,  als mit einer aufkei-

menden Hoffnung auf Besserung und

Wiederaufbau  ihres  Landes  wirklich

freiwillig  und ohne finanzielle  Anreize

mehrere 100.000 Menschen aus dem

Exil  nach  Afghanistan  zurückgekehrt

sind, dann zeigen die aktuellen Zahlen

nur  eins:  wie  zutiefst  enttäuscht  und

hoffnungslos  die  Menschen  von  der

Entwicklung in ihrem Land sind. Bisher

schweigt  die  Bundesregierung  sich

auch darüber aus, was aus den Rück-

kehrern geworden ist; deren Schicksal

wird nicht weiter verfolgt; man befragt

die  abgeschobenen  und  die  "freiwilli-

gen" Rückkehrer nicht, wie sie zurecht-

kommen und ob sie sich eine Existenz

schaffen  konnten.  Warum  sagt  die

Regierung dazu nichts? Private Erhe-

bungen zeugen von katastrophalen Si-

tuationen der Rückkehrer.

"Noch  weitaus  höher  ist  die  Zahl

der  freiwilligen  Rückkehrer  aus  be-

nachbarten  Ländern:  Aus  Pakistan

kehrten  2016  immerhin  mehr  als

600.000  Menschen  zurück  nach

Afghanistan.  Sie  sehen  eine  Zukunft

im Land und halten offensichtlich die

Sicherheitslage für erträglich".

Bei  diesem  Satz  stockte  mir  der

Atem wegen  der  Unverfrorenheit,  mit

der hier Fakten verdreht werden, damit

sie ins Argumentationsmuster passen.

Die  Bundesregierung  weiß  selbst,

dass  Pakistan  erklärt  hat,  seine  2,3

Mio. afghanischen Flüchtlinge bis zum

Frühjahr 2017 alle mit Gewalt zurück-

zuschicken.  Dass  sie  noch  nicht  alle

vertrieben  haben,  liegt  an  der  man-

gelnden Logistik. Es ist mitnichten so,

dass  diese  Menschen  freiwillig  nach

Afghanistan zurückkehren, sondern er-

neut vertrieben und zu Flüchtlingen im

eigenen  Herkunftsland  gemacht  wer-

den. Das ist doch das Riesenproblem,

dass dieses kriegsgeschüttelte, zu den

ärmsten Ländern der Erde gehörende

Land plötzlich  neben der  hohen Zahl

der  eigenen  Binnenflüchtlinge  noch

von  außen  eine  kaum fassbare  Zahl

an entwurzelten Menschen wieder auf-

nehmen muss. Alle Fachleute der un-

abhängigen  Hilfsorganisationen  be-

fürchten,  dass  diese  Tatsache  den

Kollaps  der  wenigen  noch funktionie-

renden  Institutionen  beschleunigen

wird.  Dies  als  Argument  zu  nehmen,

man könne getrost dann auch aus Eu-

ropa Menschen "zurückführen",  zeugt

von  menschenverachtendem  Zynis-

mus.

"Gleichzeitig  muss  eine  weitere

Destabilisierung  des  Landes  verhin-

dert werden. Aus diesem Grund haben

Präsident Ghani ebenso wie viele Ver-

treter der Zivilgesellschaft  immer wie-

der  vor  einem "Brain-Drain"  gewarnt,

also einer Abwanderung von -  häufig

gut ausgebildeten - jungen Afghanen.

Es  wird  nur  gemeinsam  mit  der
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afghanischen Regierung sowie tatkräf-

tiger  Unterstützung durch die  afghani-

sche Bevölkerung gelingen, mehr Sta-

bilität  in  Afghanistan  zu  schaffen,  die

wirtschaftliche  Entwicklung  zu  fördern

und  Vertrauen  in  effektive  staatliche

Strukturen aufzubauen."

Der  für  Afghanistan  schädliche

Brain  Drain  wird  u.a.  dadurch  verur-

sacht,  dass  die  staatlichen  Strukturen

gut ausgebildete Menschen nicht schüt-

zen können. Diejenigen, bei denen Kri-

minelle  etwas  holen  zu  können  glau-

ben,  sind  alltäglichen  Erpressungen

und Entführungen ausgesetzt  und flie-

hen deshalb, selbst aus Gebieten und

Städten,  die  offiziell  als  kontrollierbar

gelten.  Die  Lebensgeschichten  vieler

Afghanen bei uns sind dafür gute Bei-

spiele. Es gab sogar einmal einen Be-

handlungsstreik  von  Ärzten  in  Herat

wegen der ständigen Entführungen ih-

rer Kinder und Erpressungen ihrer Fa-

milien.  Der  Streik  ist  wirkungslos  ge-

blieben.  Solange  die  Polizei  und  die

staatlichen Stellen hier keine Sicherheit

geben können (die Ursachen dafür sind

vielfältig  und haben mit  dem Krieg zu

tun), gibt es auch kein überzeugendes

Rückkehrkonzept. Viele der gut ausge-

bildeten  Afghanen  würden  lieber  zu

Hause  bleiben  oder  zurückgehen und

ihre  Heimat  wieder  mit  aufbauen,  se-

hen aber  überhaupt  keine  Möglichkeit

dazu. Aufgrund ihrer Erfahrungen sind

sie hochgradig gefährdet. 

Zu  "Brain  Drain"  ist  zudem  anzu-

merken,  dass es doch gerade die  In-

dustrieländer sind (auch Deutschland),

die gezielt für die Wirtschaft "wertvolle",

gut ausgebildete Fachleute aus armen

Ländern anlocken bzw. entsprechende

Flüchtlinge bereitwillig mit "green" oder

"blue cards" ausstatten, um sie hier für

die Wirtschaft  sofort verfügbar zu ma-

chen. Das ist unmoralisches Ausnützen

der  Herkunftsländer  und  das  krasse

Gegenteil  von Fluchtursachenbekämp-

fung. Jetzt so zu tun, als wirke die Ab-

schiebung  abgelehnter  Asylsuchender

dem  "Brain  Drain"  entgegen,  ist  pure

Heuchelei.

"Insgesamt hat sich die Sicherheits-

lage  2016  im  Vergleich  zum  Vorjahr

nicht wesentlich verändert."

Jeder  seriöse  Bericht  aus  dem

Land, sei er vom UNHCR, von Amnesty

International  oder von UNAMA, bestä-

tigt  in  Zahlen  und  Beschreibungen,

dass sich die Situation 2016 erheblich

verschlechtert hat, und zwar kontinuier-

lich  auch  in  den  Vorjahren.  Und  die

Prognose  für  2017  ist  keine  bessere,

sondern  es  wird  eine  weitere  Ver-

schlechterung befürchtet. Diese Tatsa-

che  wird  einfach  ausgeblendet.  Stell-

vertretend der  UNHCR in seinem Be-

richt  von  2016:  "Seit  der  Veröffentli-

chung  der  Richtlinien  hat

sich allerdings die Gesamt-

sicherheitslage  in

Afghanistan  weiter  rapide

verschlechtert…..  -  gleich-

zeitig  die höchste Zahl  an

zivilen  Opfern  für  einen

Halbjahreszeitraum  seit

2009".

"  ….erhöhte  sich  die

Zahl ziviler Opfer nur leicht

(+ 3 %)"

Abgesehen  davon,

dass  diese  Prozentzahl

über  das  gesellschaftliche  Leid  nichts

aussagt,  ist  es  eine  Tatsache,  dass

jetzt ein Höchststand an neuen Opfern

unter der Zivilbevölkerung seit 2009 er-

reicht ist. Sieht man sich die Zahlen im

UNAMA-Bericht genauer an, so ist tat-

sächlich ein Rückgang von 2 % an To-

ten  gegenüber  2015  zu  verzeichnen,

aber dafür ein Anstieg von 6% an Ver-

letzten,  darunter  besonders  hoch  der

Kinderanteil. Außerdem sind die Zahlen

höchst  konservativ.  Die  Dunkelziffer

dürfte um ein Vielfaches höher liegen,

denn  nicht  überall  in  diesem  Land

(Krieg zur Zeit in 34 von 38 Provinzen)

können exakte Statistiken geführt wer-

den. 

"Vorfälle ereignen sich meist räum-

lich und zeitlich punktuell.."

Genau das macht ja die Kriegsfüh-

rung der Taliban und anderer aufständi-

scher Gruppen aus. Es geht nicht  um

die Eroberung bestimmter Landstriche,

sondern einzig und allein um Machtde-

monstration  und  Verunsicherung  der

Bevölkerung: "Wir können zu jeder Zeit

und  überall  da  sein  und  Gewalt  aus-

üben. Die Regierung und die ausländi-

schen  Truppen  können  Euch  nicht

schützen". Deshalb sind die Gewaltakte

der Taliban sehr willkürlich und unvor-

hersehbar,  sei  es auf  Märkten, sei  es

an  anderen  Orten  mit  Menschenan-

sammlungen.  Das  macht  die  Lage

überall in Afghanistan für die Bevölke-

rung  so  unsicher  und  unkalkulierbar.

Was bei uns schon ein einziger Terror-

anschlag an Maßnahmen und Aktivitä-

ten im sonst weitgehend sicheren Land

mit funktionierender Polizei auslöst, ist

in Afghanistan bei den dort alltäglichen

Gewaltakten nicht  einmal  ansatzweise

möglich. 

"In  jedem Einzelfall  muss das Ge-

fährdungsrisiko  unter  Einbeziehung

sämtlicher individueller Umstände (wie

Ethnie  und Herkunftsregion,  Konfessi-

on,  Familienstand  und  Herkunft)  ge-

prüft werden."

Bei den jetzt Abgeschobenen liegen

Prüfung und Ablehnung der Asylanträ-

ge manchmal schon viele Jahre zurück.

Wurden sie  erneut  individuell  geprüft?

Welche Ausländerbehörde hat,  wie es

ihre Pflicht wäre, jeden Ausreisepflichti-

gen  noch  einmal  darauf  hingewiesen,

dass  er  schnellstmöglich  seinen  Ge-

fährdungsgrad noch einmal überprüfen

lässt, weil  sich die Situation stark ver-

ändert  hat  und  sogar  das Bundesver-

fassungsgericht  gefordert  hat,  die  Si-

tuation  jedes  Einzelnen  neu  zu  über-

prüfen.  Das geschieht  nicht.  Stattdes-

sen  werden  die  Menschen  in  Nacht-

und Nebelaktionen aus ihren Betten ge-

holt, ins Flugzeug gesetzt und in Kabul

abgeladen. 

Das  System  der  Einzelprüfung

bleibt tödlich löchrig, solange eine "vo-

latile" Situation in Afghanistan herrscht.

Dem ist Rechnung zu tragen, wenn

der  Flüchtlingsschutz  noch  ernst  ge-

nommen werden soll!
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Foto: Afghanistan-Demo am 7.1.2017 in Frankfurt 
a.M., Quelle: Protestfotografie Frankfurt (Flickr)



Praktische Anleitungen für Friedensbewegte
   Henrik Paulitz: Anleitung gegen den Krieg – Analysen und friedenspolitische Übungen

   Bestellung über: www.akademie-bergstrasse.de, 2016, 232 Seiten, 19,80 €

Henrik Paulitz ist beim IPPNW  Refe-
rent  für  Energiepolitik,  insbesondere
für  Atomenergie  und  der  nuklearen
Kette  (zivil-militärisch).  Energiepolitik
ist  auch  eine  zentrale  Thematik  bei
kriegerischen Konflikten. 

Mit der von ihm gegründeten Akade-
mie Bergstraße für  Ressourcen-,  De-
mokratie-  und  Friedensforschung  be-
schreitet  er  neue  Wege der  Konflikt-
analyse  und  entwickelt  daraus  Lö-
sungsansätze  zur  Bewahrung  des
Friedens.  Die  Darstellung  in  seinem
Buch  ist  das,  was  ein  Mediziner  als
„Pathogenese“  bezeichnet,  d.h.  die
Entstehung  und  Entwicklung  einer
Krankheit  mit  allen  daran  beteiligten
Faktoren und der Ursachenbewertung.
In  dem  zugehörigen  Flyer  beschreibt
Henrik Paulitz seinen Ansatz wie folgt: 

Friedenspolitische  Debatten
kreisen beständig um die Frage, wel-
che Staaten gut und welche böse sind.
Es wird versucht, die Frage wer macht
was und warum gleichzeitig zu beant-
worten.  Dabei  greift  man  notgedrun-
gen  auf  viele  Spekulationen  zurück.
Die Auseinandersetzung um das richti-
ge Bild vom Krieg wird zum Glaubens-
streit. 

Henrik Paulitz geht in der Konflikt-
analyse  einen  neuen  Weg.  Er  be-
trachtet  zunächst  einfach nur,  was in
Kriegen passiert, unter anderem auch
im  ökonomischen  Bereich.  Dadurch
bewegt  er  sich weithin  auf der Basis
gesicherter  Erkenntnis.  Er  unterstellt
lediglich,  dass das, was in Konflikten
systematisch und im großen Stil  pas-
siert,  beabsichtigt sein könnte. So ent-
steht  wie von selbst  aus  den Fakten
heraus  ein  ganz  anderes  Bild  vom
Krieg.  Geschehnisse  werden deutlich
sichtbar, die zuvor allenfalls am Rande
wahrgenommen  werden.  Angebliche
Kollateralschäden  stellen  sich  als
Kriegsziele dar. 

Beispielhaft  dargestellt  werden  öko-
nomische Triebfedern von Kriegen (als
Krankheit)  anhand  von  Fragestellun-
gen  und  darauf  erfolgenden  Antwor-
ten:

Wer profitiert vom Krieg? Banken und
Rüstungsindustrie! Die Rüstungsindus-

trie ist eine der lukrativsten Branchen.
Für Kredit-gebende Banken ist es ein
lukratives Geschäft, wenn sich Staaten
durch  Banken verschulden.  Schulden
behindern die  wirtschaftliche Entwick-
lung. Die Zerstörung der zivilen Infra-
struktur  bedeutet,  dass  sich  diese
Staaten nicht selbst wirtschaftlich ver-
sorgen können und Absatzmärkte blei-
ben. 

Eine weitere  Frage ist:  Geht  es bei
den  neuzeitlichen  Kriegen  überhaupt
noch um einen Sieg, sondern nur noch
um die bewusste Zerstörung der zivi-
len Infrastruktur, was deshalb nicht als
„Kollateralschaden“ bezeichnet werden
kann.

Fragestellungen  allgemeiner  Art  wie
diese werden ergänzt um Rubriken mit
„Friedenspolitischen Übungen“.

Nachfolgend ein Beispiel:

Verursacher von Kriegshand-
lungen

Es  häufen  sich  Berichte  über
„Massaker“ und „ethnische Säuberun-
gen“. Die Staatsführung des betreffen-
den  Landes  wird  für  die  Verbrechen
verantwortlich gemacht. Starke Kräfte
im Sicherheitsrat drängen auf eine mi-
litärische  Intervention,  um  den  be-
drängten Menschen zu helfen. 

a.  Für  wie  verlässlich  halten  Sie
die  in  den  Berichten  gegebenen  In-
formationen  über  die  Verursacher?
Welche Möglichkeiten hat  die  Weltöf-
fentlichkeit, die Wahrheit über die Ver-
ursacher  und  „Hintermänner“  der  Si-
tuation herauszufinden?

b.  Kann  man  ausschließen,  dass
Geheimdienste von außen die Situati-
on  herbeigeführt  haben,  um  einen
Krieg auszulösen?

c.  Wie  kann  die  Weltöffentlichkeit
sicherstellen,  dass  bei  einem militäri-
schen eingreifen den betroffenen Men-
schen  geholfen  wird?  Wie  kann  sie
ausschließen, dass bei Kriegshandlun-
gen die Opferzahlen unter den betrof-
fenen Menschen nicht  noch sehr viel
größer werden?

Weitere Stichworte für Themenfelder
der Analysen sind u.a.:

-  Energiewirtschaft,  Ressourcen-
kontrolle und Krieg 

- Ressourcenkontrolle und Töten mit
Embargos

-  Illegaler  Handel,  Piraterie  und die
Verwendung staatlicher Öleinnahmen. 

Im Zuge der vom Autor erfolgenden
methodischen Verallgemeinerungen ist
ein  ganzes  Kapitel  überschrieben mit
„Entlassen Sie die Politik aus der Sün-
denbockrolle“.

Es wird dabei in mehreren Abschnit-
ten zu  Recht  darauf  verwiesen,  dass
die vermeintliche Allmacht der Politiker
kritisch hinterfragt werden muss. Hen-
rik Paulitz schreibt von einer Nötigung
der Politik zum Krieg. Wörtlich: 

Hierbei geht es nicht darum, Staa-
ten und Politik  als machtlos oder  als
per  se  friedfertig  zu  betrachten.  Es
geht  vielmehr  darum,  dass  das  Zu-
sammenwirken  transnationaler  nicht-
staatlicher  Strukturen  mit  staatlichen
Strukturen zu Kriegen führt, aber allein
den Staaten und der Politik  die  Sün-
denbockrolle zugeschrieben wird.

Ein solcher Ansatz muss jedoch bei
Einzelfragen  wie  der  aktuellen  Rolle
der  deutschen  Politik  kritisch  hinter-
fragt werden. So beruft sich der Autor
auf  Andreas  Buro,  der  noch  bei  sei-
nem letzten öffentlichen Auftritt im Ok-
tober 2015 auf einer IPPNW-Tagung in
Frankfurt  betonte,  es  sei  falsch,
Deutschland  als  potenziell  imperialis-
tischen  Staat  zu  bezeichnen.  Militä-
risch sei Deutschland viel zu schwach,
um  als  eigenständige  Großmacht  zu
agieren. An dieser Stelle ist jedoch auf
die  stark  veränderte  Rolle  Deutsch-
lands in der EU und den seit einigen
Jahren  zunehmend  aggressiver  in
Szene  gesetzten  Ansprüchen  als
politische  Führungsmacht  –  mit  einer
entsprechenden  militärischen  Kompo-
nente – zu verweisen. 

Ungeachtet  einer  notwendigen,
kritischen Sichtweise auf solche Inter-
pretationen  macht  das  methodische
Herangehen des Autors sein Buch zu
einem  nützlichen  Werkzeug  in  der
Friedensarbeit. 

Karl-Heinz Peil
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Der alte wie der neue Bundespräsi-
dent, die Kanzlerin, das so genannte 
"Verteidigungs-" ministerium, das 
Bundeskabinett und drei von vier 
Bundestagsfraktionen werden nicht 
müde zu erklären, dass Deutschland 
mehr „Verantwortung für die Welt“ 
übernehmen müsse. 
Darunter versteht die Große Koaliti-
on:  
- einen neuen Rekord der deutschen 

Rüstungsexporte, 
- ein Aufrüstungsprogramm von 130 

Milliarden Euro für die Bundeswehr 
bis 2030, 

- die Verdoppelung des Rüstungs-
haushaltes auf 70 Milliarden Euro 
im nächsten Jahrzehnt, 

- die Stationierung der Bundeswehr in 
Litauen, an der Grenze zu Russ-
land, 

- die Aufstellung einer schnellen Ein-
greiftruppe für Osteuropa und die 
Übernahme deren „Speerspitze“ 
durch die Bundeswehr, 

- Kriegsbeteiligung der Bundeswehr 
im Irak und in Syrien, 

- den Aufbau einer EU-Armee zusätz-
lich zu den bereits bestehenden 
europäischen „battlegroups“, 

- Bundeswehreinsätze in Mali, in wei-
teren Afrikanischen Ländern, Af-
ghanistan und im Mittelmeer. 

 
Verbunden sind diese militärischen 
Maßnahmen mit politischem Säbel-
rasseln und einer konfrontativen Poli-
tik, nicht nur gegen Russland, mit ei-
ner Unterstützung des Krieges der 
Türkei gegen Kurden, nicht nur im 
Irak und in Syrien, sondern auch hier 
in Deutschland.  
Die Kriege der letzten Jahre, die in 
Jugoslawien, Afghanistan, im Irak, in 
Libyen, in Syrien und anderswo, oft 
mit deutscher Beteiligung, immer 
aber mit Unterstützung durch die mili-
tärische Infrastruktur in Deutschland 
geführt wurden, beweisen, dass eine 
solche Politik nicht verantwortungs-
bewusst, sondern verantwortungslos 
ist.  

Die militärische Durchsetzung vor-
geblich der sogenannten „westlichen 
Werte“, die in Wirklichkeit der Siche-
rung von Rohstoffen und ihren 
Transportwegen, Märkten und Macht-
interessen dient - also zur Sicherung 
der profitablen Geschäfte der Banken 
und Konzerne - hat zu massenhaftem 
Tod, Verzweiflung, Hunger und Ver-
elendung geführt. Millionen Men-
schen wurden in die Flucht getrieben. 
 
Wir verlangen eine Politik, die endlich 
Verantwortung für die Menschen im 
In- und im Ausland übernimmt: Eine 
Politik für den Frieden! 
Deshalb fordern wir: 
● Schluss mit der Aufrüstung der 

Bundeswehr, mit der Produktion 
von Kriegswaffen und mit Rüs-
tungsexporten! 

● Atomwaffen raus aus Deutschland! 
Die nukleare Komplizenschaft mit 
den USA muss beendet werden. 
Die Bundesregierung muss die Be-
reitstellung der Tornado-Flugzeuge 
und das Training der Bundeswehr 
für den Einsatz der Atomwaffen 
beenden und den Stationierungs-
vertrag für die Lagerung der US-
Atomwaffen kündigen. Für ein Ver-
bot und die Vernichtung aller 
Atomwaffen weltweit! 

● Schluss mit allen Auslandseinsät-
zen der Bundeswehr! Nein zum 
Einsatz der Bundeswehr im Inne-
ren! 

● Auflösung der NATO und der Mili-
tärstrukturen der EU. Bundeswehr 
abschaffen. 

● Keine Beteiligung Deutschlands am 
Konfrontationskurs gegen Russ-
land – weder an Kriegsmanövern, 
noch an der Militärpräsenz in Ost-
europa. 

● Solidarität und offene Grenzen für 
Zufluchtsuchende. Schutz und Si-
cherheit für alle Opfer aus Kriegs-
gebieten und den von Hunger, Ar-
mut und Umweltzerstörung heim-
gesuchten Ländern. Das Massen-
sterben im Mittelmeer muss been-

det werden. Die Schutzsuchenden 
brauchen legale Einreisemöglich-
keiten nach Europa. Keine Ab-
schiebungen! Kriegsdienst-
verweigerern gehört uneinge-
schränktes Asyl. 

● Kein "Werben fürs Sterben" die 
Bundeswehr ist kein normaler Ar-
beitgeber, Bundeswehr raus aus 
Schulen, Messen, Unis! Keine Kin-
dersoldaten in Deutschland und 
der Welt! 

● Stoppt die Aufrüstung weltweit, Mil-
liarden für Menschen nicht für Waf-
fen! 

Lasst uns an Ostern laut und deut-
lich unseren Widerstand gegen 
Krieg, Aufrüstung und Militarisie-
rung auf die Straße tragen. Frieden 
und Abrüstung ist unser Ziel! 
 

.
  

 
für die Friedensbewegung in Baden-Württemberg    www.friedensnetz.de / buero@friedensnetz.de 

 

Seite des Friedensnetzes und des Förderverein Frie-
den e.V. Baden-Württemberg im Friedensjournal 
Spreuergasse 45, 70372 Stuttgart; 0711 6368240 

Ostermarsch 2017 in Baden-Württemberg:  
 

Verantwortung für den Frieden, 
nicht für den Krieg! 
 

Ostermarsch 
in Stuttgart 

Karsamstag, 15. April 2017 
 

5 vor 12: Auftakt zum Oster-
marsch in der Lautenschlagerstr. 
(beim HBF) 
ca.14. Uhr Abschlußkundge-
bung Schloßplatz 
 

Weitere Ostermärsche: 
 

Mannheim 
Karsamstag, 15. April 
12 Uhr, Planken gegenüber Was-
serturm, P7, 10-15, anschl. Demo 
durch die Innenstadt, zur Ab-
schlußkundgebung: 14 Uhr, Pa-
radeplatz 
 

Ellwangen  
Karsamstag 15. April 
10 Uhr, Kapuzinerplatz anschl. 
Demonstration durch die Stadt zur 
Abschlusskundgebung: 11 Uhr 
 

Müllheim  
Ostermontag 17. April 
 

Friedrichshafen 
Ostermontag 17. April 
Bodensee-Ostermarsch 2017 / 
Bodenseefriedensweg  
Auftaktkundgebung: 11.30 Uhr, 
Romanshornerplatz, anschl. De-
mo durch die Stadt mit Zwischen-
halten 
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Aktionskonferenz der Friedensbewegung
plant weitere Aktivitäten für 2017

Am 11. März 2017 kamen im DGB-Haus in Frankfurt ca. 60

FriedensaktivistInnen aus ganz Deutschland zusammen, um

über den vorliegenden Aktions-Terminkalender und weitere

bundesweit koordinierte Aktivitäten in diesem Jahr zu bera-

ten. 

Das Treffen war geprägt von einem weitgehenden Konsens

in den zentralen Fragen, trotz schwieriger Fragen im Detail.

Angesichts  der Vielzahl  vorhandener  und neu hinzu kom-

mender Einzelthemen, stellte sich auch diesmal wieder die

Frage nach einer Schwerpunktsetzung, die am besten dazu

geeignet ist, möglichst viele Menschen zu erreichen. Damit

sollen keine der vorhandenen Einzelkampagnen und Aktio-

nen  marginalisiert  werden.  Als  Schwerpunkt  kristallisierte

sich in der Diskussion das von der NATO proklamierte 2%-

Ziel für den Anteil  der Militärausgaben gemessen am BIP

des jeweiligen Mitgliedsstaates heraus, bzw. die daraus für

die  Friedensbewegung  notwendige  Forderung  nach  Ab-

rüstung anstatt Aufrüstung. Damit ergeben sich auch Kon-

stanten,  wie Forderungen nach sozialer  Sicherheit  anstatt

nicht erreichbarer militärischer Sicherheit. 

Nach den bereits erfolgten Gegenaktionen zur Münchener

"Sicherheits"konferenz  stehen  die  Ostermärsche  an.  Der

Stand der Vorbereitungen ist über den Infoservice des Netz-

werkes Friedenskooperative gut dokumentiert.

Geplant ist dazu auch eine gemeinsame Erklärung der Ko-

operation  für  den  Frieden  und  des  Bundesausschusses

Friedensratschlag.

An weiteren Aktionen sind bekannt und terminlich fest ein-

geplant:

- Die Dauerpräsenz "20 Bomben - 20 Wochen" in Büchel

vom 26.3. bis 9.8.

- 24.5. - 25.5. Internationale Aktionen zur NATO-Tagung in

Brüssel: "Put people first - not war"

- Der Tag der Bundeswehr am 10.6. mit lokalen Gegenak-

tionen an den vorgesehenen Standorten

-  Die  Gegenaktionen  zum  G20-Gipfel am 7.  und  8.7.  in

Hamburg mit einer starken Beteiligung der Friedensbewe-

gung

- Die Ramstein-Kampagne am 8.9. - 10.9.: mit Kulturfesti-

val, Camp, Kongress und Menschenkette/Demo

- Der Antikriegstag am 1.9. mit lokalen Aktivitäten - wobei

gemeinschaftliche Veranstaltungen mit dem DGB traditionell

eine wesentliche Rolle spielen - soll in diesem Jahr mit ei-

nem bundesweiten Aufruf der Friedensbewegung aufgewer-

tet werden.

Neben diesen Terminen stehen in diesem Jahr noch an: 

-  Der  evangelische Kirchentag in Berlin  und Wittenberg

mit Aktionen aus der Friedensbewegung am 27.5. 

- 50 Jahre israelische Besatzung in Palästina mit Veranstal-

tungen am 9. und 10.6. in Frankfurt a.M.

Für die Zeit nach der Bundestagswahl am 24.9. sind mehre-

re dezentrale Friedensdemos im Gespräch. Der beste Zeit-

punkt hierfür ist, wenn die politischen Weichenstellungen ei-

ner  neuen  Bundesregierung  absehbar  sind  und  die

Friedensbewegung deshalb mit ihren Forderungen präsent

sein muss. Terminliche und inhaltliche Fragen hierzu wer-

den im Frühsommer am 18.6. auf einem weiteren Planungs-

treffen diskutiert. 

Unabhängig davon erfolgt auch in diesem Jahr wieder am

3.10.  die  regionale  Demo  in  Kalkar  gegen  das  dortige

NATO-"Center of Excellence". Übereinstimmend wurde bei

dem Planungstreffen festgestellt, dass die mit dem Standort

Kalkar  verbundene  jährliche  Jahrestagung  des  Joint  Air

Power Competence Centre (JAPCC) in Essen bundesweit

erheblich unterbewertet  ist, da von dieser Nato-Denkfabrik

konkrete Kriegsplanungen ausgehen. Dieses ist aktuell vor

allem vor dem Hintergrund des Truppenaufmarsches an der

russischen Westgrenze zu sehen. 

Daher steht auch der Vorschlag im Raum, den Nationalfei-

ertag am 3.10. zum Friedenstag zu machen, ist dieser Tag

doch mit dem Einigungsvertrag verbunden, der genau die-

ses Säbelrasseln an der russischen Grenze ausschließen

sollte. 
Karl-Heinz Peil

Weitere Infos: 

www.atomwaffenfrei.de/aktiv-werden/in-buechel.html

www.friedenskooperative.de/termine/ostermarsch

www.no-to-nato.org/2017/01/protest-against-nato-at-its-
next-summit-in-brussels-on-2425-may-2017/

www.friedensdemo.org

www.g20-protest.de

www.ramstein-kampagne.eu/
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Am 18. April 1957 – vor nunmehr 60 Jahren - traten 
18 Atomwissenschaftler mit der „Göttinger 
Erklärung“ an die Öffentlichkeit, nachdem der 
damalige Bundeskanzler Konrad Adenauer wenige 
Tage zuvor Atomwaffen als „Weiterentwicklung der 
Artillerie“ bezeichnet hatte und die Ausrüstung der 
Bundeswehr mit diesen „beinahe normalen Waffen“ 
gefordert hatte. Daraus entwickelte sich die 
Kampagne „Kampf dem Atomtod“, unter­stützt von 
DGB (Plakat links) und der SPD (Plakat rechts). Die 
Bewegung konnte einen wichtigen Teilerfolg 
erringen: zwar wurde von der Bundestagsmehrheit 
die Ausrüstung der Bundeswehr mit atomaren 
Trägerwaffen beschlossen, die von der 
Bundeswehrführung aber immer wieder geforderte 
Verfügungsgewalt über Atomwaffen konnte jedoch 
bis heute nicht verwirklicht werden.
Quellen: Der Kampf für Frieden und Abrüstung seit 1900, 
Neuss 1978

http://www.friedensdemo.org/
http://www.ramstein-kampagne.eu/
http://www.atomwaffenfrei.de/aktiv-werden/in-buechel.html
http://www.friedenskooperative.de/termine/ostermarsch
http://www.no-to-nato.org/2017/01/protest-against-nato-at-its-next-summit-in-brussels-on-2425-may-2017/
http://www.no-to-nato.org/2017/01/protest-against-nato-at-its-next-summit-in-brussels-on-2425-may-2017/
http://www.g20-protest.de/
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